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Gesetz
zum Staatsvertrag

über die NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie

Vom 24. November 2008

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
(1) Dem am 13. August 2008 unterzeichneten Staatsvertrag über

die NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie wird zugestimmt.
(2) Der Staatsvertrag wird als Anlage zu diesem Gesetz veröffent-

licht.

§ 2
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und

Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 24. November 2008

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t
A n l a g e

Staatsvertrag über die NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie
Die Länder
Berlin
Brandenburg
Freie Hansestadt Bremen
Freie und Hansestadt Hamburg
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Saarland
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein

– im Folgenden: Vertragsländer –

schließen den nachstehenden Staatsvertrag:

Erster Teil

Errichtung der Anstalt des öffentlichen Rechts
NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie

§ 1
Errichtung, Rechtsform, Sitz

(1) Die Vertragsländer errichten mit Wirkung zum 1. April 2009
eine rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit dem Namen

NKL Nordwestdeutsche Klassenlotterie
– im Folgenden: „Anstalt“ oder „NKL“ –.

(2) Aufgabe der Anstalt ist die Veranstaltung von staatlichen Klas-
senlotterien und Spielergänzungen (Zusatzspielen).

(3) Die NKL darf sich an anderen Unternehmen beteiligen oder
mit solchen kooperieren, soweit es der Erfüllung ihrer Aufgaben aus
diesem Vertrag dient.

(4) Sitz der Anstalt ist Hamburg.
(5) Für die Anstalt gilt das Landesrecht des Sitzlandes, soweit in

diesem Staatsvertrag oder in der Satzung der Anstalt nichts Anderes
bestimmt ist.

§ 2
Vermögensübertragung, Grundkapital

Verteilung der Anteile
(1) Der von den Vertragsländern unter der Bezeichnung NKL

Nordwestdeutsche Klassenlotterie betriebene gemeinschaftliche Ei-
genbetrieb öffentlichen Rechts, eingetragen im Handelsregister des
Amtsgerichts Hamburg unter HR A 94668,

– im Folgenden: „Eigenbetrieb“ –
wird zum Ablauf des 31. März 2009 unter Auflösung ohne Abwick-
lung in der Weise auf die Anstalt übertragen, dass die im Eigentum
der Vertragsländer stehenden, von dem Eigenbetrieb genutzten Be-
triebsmittel sowie die von dem Eigenbetrieb begründeten Rechte
und Verbindlichkeiten als Ganzes im Wege der Gesamtrechtsnach-
folge auf die Anstalt übergehen. Der Eigenbetrieb erlischt zum
1. April 2009.

(2) Der Vorstand wird die notwendigen Vereinbarungen abschlie-
ßen, damit die Rechte und Pflichten aus den aktiven Beschäftigungs-
verhältnissen der für den Eigenbetrieb tätigen Personen und die Ver-



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 64. Jahrgang Nr. 30 6. Dezember 2008 407
sorgungslasten aus beendeten Beschäftigungsverhältnissen, soweit
sie aus Tätigkeiten für den Eigenbetrieb herrühren und von dem
Eigenbetrieb zu tragen sind, auf die Anstalt übergeleitet werden.
Kosten, die den Vertragsländern für die Zeit ab dem 1. April 2009
dadurch entstehen, dass Beschäftigungsverhältnisse von Personen,
die zum Ablauf des 31. März 2009 für den Eigenbetrieb tätig sind,
weder auf die Anstalt übergeleitet noch beendet werden können,
trägt die Anstalt.

(3) Das Grundkapital der Anstalt beträgt eine Million Euro. Träger
der Anstalt sind die Vertragsländer mit folgenden Anteilen am
Grundkapital

Land Berlin 6,48 v. H.
Land Brandenburg 3,43 v. H.
Freie Hansestadt Bremen 1,86 v. H.
Freie und Hansestadt Hamburg 15,87 v. H.
Land Mecklenburg-Vorpommern 2,90 v. H.
Land Niedersachsen 20,21 v. H.
Land Nordrhein-Westfalen 37,84 v. H.
Saarland 2,11 v. H.
Land Sachsen-Anhalt 3,67 v. H.
Land Schleswig-Holstein 5,63 v. H.

§ 3
Nachhaftung

Die Vertragsländer haften für die von dem Eigenbetrieb begründe-
ten, auf die Anstalt übergegangenen Verbindlichkeiten nur, soweit
sie bis zum Ablauf des 31. März 2014 fällig werden. Gläubiger kön-
nen die Vertragsländer nur in Anspruch nehmen, soweit nicht Befrie-
digung aus dem Vermögen der Anstalt zu erlangen ist. Der Ausgleich
zwischen den Vertragsländern im Innenverhältnis findet nach dem
Verhältnis ihrer Anteile am Grundkapital statt.

§ 4
Haftungsverhältnisse

Die Vertragsländer haften als Gewährträger für die Verbindlich-
keiten der Anstalt, soweit für Gläubiger aus dem Vermögen der An-
stalt Befriedigung nicht zu erlangen ist. Der Umfang der Gewährträ-
gerhaftung ergibt sich für jedes Vertragsland aus seinem Anteil am
Grundkapital.

§ 5
Organe und Beiräte

(1) Die Organe der NKL sind:
a) die Gewährträgerversammlung
b) der Aufsichtsrat
c) der Vorstand

(2) Zur Beratung des Vorstands in bestimmten Fragen kann die
Gewährträgerversammlung einen oder mehrere Beiräte berufen. Der
Aufsichtsrat entscheidet über die Besetzung der Beiräte.

§ 6
Gewährträgerversammlung

(1) In der Gewährträgerversammlung nehmen die Vertragsländer
ihre Rechte als Träger der Anstalt war.

(2) Jedes Vertragsland entsendet eine Vertreterin oder einen Ver-
treter in die Gewährträgerversammlung. Das Stimmrecht eines Lan-
des in der Gewährträgerversammlung entspricht seinem Anteil am
Grundkapital.

(3) Die Gewährträgerversammlung beschließt über:
1. die Satzung und deren Änderung
2. Rechtsformumwandlung oder Auflösung der Anstalt
3. Änderungen des Verteilungsschlüssels für Gewinn und Verlust

der NKL und für die Einnahmen aus der Lotteriesteuer auf die
Länder

4. eine räumliche Ausweitung der Geschäftstätigkeit der Anstalt

5. den Abschluss von Unternehmensverträgen
6. die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern gem. § 7 Abs. 2 Satz 2
7. die Feststellung des Jahresabschlusses
8. die Ergebnisverwendung 
9. die Entlastung des Aufsichtsrats

10. die Wahl des Abschlussprüfers und von Prüfern für außerordent-
liche Prüfungen

11. die Aufnahme von Krediten
12. Erwerb von mehr als 25 vom Hundert der Anteile an einem an-

deren Unternehmen sowie Erhöhung oder vollständige oder teil-
weise Veräußerung einer solchen Beteiligung

13. die Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat
14. die Geltendmachung von Ansprüchen gegen Mitglieder des Auf-

sichtsrats
15. die Einsetzung von Beiräten.
Die Beschlüsse nach Nr. 1. bis 5. sind einstimmig zu treffen; Stimm-
enthaltungen stehen der Einstimmigkeit nicht entgegen. Die übrigen
Beschlüsse bedürfen einer Mehrheit von mindestens 60 (sechzig)
vom Hundert der Stimmen und der Zustimmung von mindestens
sieben Ländern.

(4) Die Gewährträgerversammlung kann sich für weitere Arten
von Geschäften die Zustimmung vorbehalten.

§ 7
Aufsichtsrat

(1) Der Aufsichtsrat überwacht die Geschäftsführung und be-
stimmt die Grundzüge der Geschäftspolitik. Er vertritt die Anstalt
gegenüber dem Vorstand sowie dem Abschlussprüfer und Prüfern
für außerordentliche Prüfungen bei der Erteilung des Prüfungsauf-
trags und dem Abschluss der Honorarvereinbarung.

(2) Jedes Vertragsland entsendet ein Mitglied in den Aufsichtsrat.
Die Gewährträgerversammlung kann zwei weitere Personen mit un-
ternehmerischer Erfahrung in den Aufsichtsrat wählen; die Amtszeit
dieser Mitglieder endet mit der Gewährträgerversammlung, die über
ihre Entlastung für das vierte volle Geschäftsjahr nach dem Beginn
der Amtszeit beschließt.

(3) Jedes Mitglied hat im Aufsichtsrat eine Stimme; die Satzung
kann für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden ein doppeltes
Stimmrecht vorsehen.

(4) In Bezug auf den Aufsichtsrat sind §§ 90 Abs. 3, 4, 5 Satz 1
und 2; 100 Abs. 1 und 2 Nr. 2; 105; 111 Abs. 2 bis 5; 114; 116 in Ver-
bindung mit 93 Abs. 1 und 2 sowie 394; 395 des Aktiengesetzes ent-
sprechend anzuwenden. 

(5) Der Aufsichtsrat beschließt über:
1. den Erwerb oder die vollständige oder teilweise Veräußerung

von Beteiligungen an anderen Unternehmen, soweit nicht die
Gewährträgerversammlung zuständig ist

2. Kooperationen mit anderen Unternehmen
3. die Geschäftsanweisung für den Vorstand
4. die Bestellung, Anstellung, Abberufung und Kündigung der

Mitglieder des Vorstands
5. die Entlastung der Vorstandsmitglieder
6. den Wirtschaftsplan
7. den Erlaubnisbehörden vorzulegende Anträge auf neue Glücks-

spielangebote
8. Grundsatzfragen der Produktentwicklung, des Vertriebs und der

Werbung
9. die Besetzung von Beiräten

10. andere Angelegenheiten nach Bestimmung der Satzung.
Die Beschlüsse nach Nr. 1. bis 3. sind einstimmig zu fällen.

(6) Der Aufsichtsrat kann sich für weitere Arten von Geschäften
die Zustimmung vorbehalten, soweit nicht die Gewährträgerver-
sammlung von ihrem dahingehenden Recht (§ 6 Abs. 4) Gebrauch
macht.
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(7) Der Aufsichtsrat kann Ausschüsse bilden, um seine Verhand-
lungen und Beschlüsse vorzubereiten oder die Ausführung seiner
Beschlüsse zu überwachen.

§ 8
Vorstand

(1) Die NKL wird von dem Vorstand geleitet, der die Geschäfte
der Anstalt in eigener Verantwortung nach kaufmännischen Grund-
sätzen unter Beachtung der Sorgfalt eines ordentlichen und ge-
wissenhaften Geschäftsleiters führt. Er ist an die Beschlüsse der
Gewährträgerversammlung und des Aufsichtsrates gebunden. Der
Vorstand vertritt die NKL gerichtlich und außergerichtlich; § 7 Abs. 1
Satz 2 bleibt unberührt.

(2) In Bezug auf den Vorstand ist § 93 Abs. 1 und 2 des Aktien-
gesetzes entsprechend anzuwenden.

§ 9
Glücksspielaufsicht

(1) Die NKL unterliegt der Glücksspielaufsicht der zuständigen
Behörden der Länder.

(2) Die Veranstaltungen der NKL bedürfen der Erlaubnis der
Glücksspielaufsicht.

§ 10
Staatsaufsicht

Die NKL unterliegt der Staatsaufsicht. Die Staatsaufsicht ist
Rechtsaufsicht. Sie wird im Benehmen mit den anderen Vertragslän-
dern von der zuständigen Behörde des Sitzlandes ausgeübt.

§ 11
Ergebnis- und Lotteriesteuerverteilung

(1) Die Gewinne und Verluste der NKL und die Einnahmen aus
der Lotteriesteuer sind angemessen unter den Vertragsländern auf-
zuteilen.

(2) Der Überschuss und die Lotteriesteuer von Spielen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Vertrages angeboten werden,
werden wie folgt auf die Vertragsländer verteilt:
Es werden zwei Gruppen von Lotterie-Einnahmen gebildet, deren
Losumsätze getrennt zu erfassen sind. Nach dem Verhältnis der Lo-
sumsätze der beiden Gruppen werden der Überschuss geschäftsjah-
resweise und die Lotteriesteuer klassenweise mit unterschiedlichen
Quoten auf die Länder verteilt.
Für die Zusammensetzung der beiden Gruppen und die Ermittlung
der Bemessungsgrundlagen bei jeder Gruppe gilt Folgendes:
a) Der Überschuss und die Lotteriesteuer, die auf die Losumsätze

von Lotterie-Einnahmen entfallen, die bereits vor dem 25. Sep-
tember 1992 Lose vertrieben haben, werden nach festen Quoten
verteilt, und zwar erhalten die Länder
Berlin 6,41 v. H.
Brandenburg 3,14 v. H.
Freie Hansestadt Bremen 1,90 v. H.
Freie und Hansestadt Hamburg 16,89 v. H.
Mecklenburg-Vorpommern 2,76 v. H.
Niedersachsen 20,22 v. H.
Nordrhein-Westfalen 37,71 v. H.
Saarland 2,05 v. H.
Sachsen-Anhalt 3,46 v. H.
Schleswig-Holstein 5,46 v. H.

b) Der Überschuss und die Lotteriesteuer, die auf die Losumsätze
von Lotterie-Einnahmen entfallen, die den Losvertrieb mit oder
nach dem 25. September 1992 aufgenommen haben, werden
nach variablen Quoten verteilt, die wie folgt ermittelt werden:
Der Losumsatz jedes Spielteilnehmers mit Wohnsitz in einem
der Vertragsländer wird dem Land zugeordnet, in dem er seinen
Wohnsitz hat. Die Losumsätze von Spielteilnehmern mit Wohn-
sitz außerhalb des Gebiets der Vertragsländer und von Lotterie-

Einnahmen aufgrund von Lagerlosen werden den Ländern
entsprechend dem Verhältnis der von allen Lotterie-Einnahmen
insgesamt in den einzelnen Ländern umgesetzten Lose zugeord-
net. Wohnsitz ist beim Versand der Lose der Ort, an den die Lot-
terie-Einnahme die Lose versendet, beim Tafelgeschäft der Ver-
kaufsort.
Die Wohnsitze der Spielteilnehmer und die Anzahl der an sie
verkauften Lose werden einmal pro Lotterie, und zwar jeweils
unmittelbar vor der ersten Ziehung der dritten Klasse, ermittelt.
Der auf diesen Zeitpunkt ermittelte Verteilungsschlüssel ist bei
der Abgabe der Lotteriesteuererklärungen für die vierte bis
sechste Klasse der laufenden Lotterie und für die erste bis dritte
Klasse der Folge-Lotterie zugrunde zu legen. Der Durchschnitt
der auf diesen Zeitpunkt ermittelten Verteilungsschlüssel der
Lotterien eines Geschäftsjahres ist bei der Verteilung des Über-
schusses dieses Geschäftsjahres zugrunde zu legen.

c) Für die Zuordnung von Lotterie-Einnahmen zu den beiden
Gruppen gilt im Falle von Übernahmen Folgendes:
1. Übernimmt eine Lotterie-Einnahme eine andere Lotterie-

Einnahme, so wird der gesamte Losumsatz von der Klasse an,
in der die Übernahme vollzogen wird, der Gruppe von Lotte-
rie-Einnahmen zugeordnet, der die übernehmende Lotterie-
Einnahme angehört.

2. Übernimmt eine bisher nicht oder seit weniger als einem Jahr
zugelassene Lotterie-Einnahme eine andere Lotterie-Einnah-
me oder wird das Geschäft einer Lotterie-Einnahme unter
dem alten Namen fortgeführt, so ändert sich die bisherige
Zuordnung nicht.

(3) Die Verteilung von Überschuss und Lotteriesteuer von Spie-
len, die nach Inkrafttreten dieses Vertrages erstmalig angeboten wer-
den, erfolgt, sofern keine andere Regelung beschlossen wird, anhand
von variablen Quoten auf Grundlage der Wohnsitze der Spielteilneh-
mer.

(4) Der Verteilungsschlüssel kann gemäß § 6 Abs. 3 Nr. 3 dieses
Staatsvertrages durch einstimmigen Beschluss der Gewährträgerver-
sammlung geändert werden.

§ 12
Betätigungsverbot

Während der Dauer dieses Vertrages werden die Vertragsländer
andere Klassenlotterien weder selbst veranstalten noch sich an
solchen unmittelbar oder mittelbar beteiligen. Ausnahmen bedürfen
eines einstimmigen Beschlusses der Gewährträgerversammlung.

§ 13
Satzung

(1) Im Übrigen werden die Aufgaben und Geschäfte der Anstalt,
ihre Vertretung, die Rechtsverhältnisse der Anstalt und ihrer Organe
sowie die Grundlagen der Buchführung, Rechnungslegung und Prü-
fung durch die Satzung geregelt.

(2) Die Satzung und jede Änderung ist in den Amtsblättern der
Vertragsländer bekannt zu machen.

§ 14
Beitritt zur NKL

(1) Andere Länder können diesem Vertrag mit Zustimmung aller
Vertragsländer beitreten. Hierbei kann der Anstalt durch Änderung
der Satzung ein anderer Name gegeben werden. 

(2) Die Gewährträgerversammlung kann bei einem Beitritt zur
NKL die Anteile der Vertragsländer am Grundkapital sowie die
Anforderungen an die Mehrheitserfordernisse ihrer Beschlüsse ein-
stimmig durch Satzungsänderung neu regeln.

§ 15
Dauer des Vertrags, Kündigung und Vermögensauseinandersetzung

(1) Dieser Vertrag ist für unbestimmte Zeit abgeschlossen.
(2) Er kann von jedem der Vertragsländer mit einer Frist von

einem Jahr zum Ende eines Geschäftsjahres, erstmals zum 1. April
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2011, gekündigt werden. Die Kündigung ist gegenüber allen übrigen
Vertragsländern schriftlich zu erklären.

(3) Im Fall der Kündigung bleibt dieser Vertrag zwischen den
übrigen Vertragsländern in Kraft.

(4) Scheidet ein Vertragsland aus diesem Vertrag aus, erhält es als
Abfindung den Anteil am Grundkapital und den Rücklagen der
Anstalt, der seinem Anteil am Gewinn und Verlust im Durchschnitt
der letzten drei Geschäftsjahre entspricht.

(5) Die Gewährträgerversammlung kann bei Ausscheiden eines
Landes die Anteile am Grundkapital sowie die Anforderungen an die
Mehrheitserfordernisse ihrer Beschlüsse einstimmig durch Satzungs-
änderung neu regeln.

(6) Wird die Anstalt aufgelöst, so wird ihr Vermögen in dem
Verhältnis nach Abs. 4, 2. Halbsatz verteilt; Lasten und Verbindlich-
keiten sind vorweg abzulösen.

§ 16
Zulässigkeit der Umwandlung

Es ist zugelassen, die Anstalt durch Beschluss der Gewährträger-
versammlung in die Rechtsform einer Kapitalgesellschaft umzuwan-
deln. Die Satzung der Kapitalgesellschaft wird durch die Gewähr-
trägerversammlung festgestellt. Eine notarielle Beurkundung ist
nicht erforderlich. Die Träger der Anstalt gelten als Gründer der
Kapitalgesellschaft. Sie übernehmen das Grundkapital der Kapital-
gesellschaft.

Zweiter Teil

Übergangsvorschriften, Inkrafttreten

§ 17
Erster Vorstand

Der Erste Vorstand der Anstalt besteht aus den Personen, die für
den Eigenbetrieb zum Ablauf des 31. März 2009 Vorstandsaufgaben
wahrgenommen haben.

§ 18
Ratifizierung und Inkrafttreten

(1) Die Ratifikationsurkunden sollen bis zum Ablauf des 31. Ok-
tober 2008 bei der Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Ham-
burg hinterlegt werden. Der Vertrag tritt zum 1. April 2009 in Kraft.

(2) Die Vereinbarung der Länder vom 3./23. Dezember 1992 ist
mit Inkrafttreten dieses Vertrags aufgehoben.

Berlin, den 13. August 2008

Für das Land Berlin
Der Regierende Bürgermeister von Berlin

Klaus W o w e r e i t

Potsdam, den 11. August 2008

Für das Land Brandenburg
Der Ministerpräsident
vertreten durch den Minister der Finanzen

Rainer S p e e r

Bremen, den 1. Juli 2008

Für die Freie Hansestadt Bremen
Die Senatorin für Finanzen

Karoline L i n n e r t

Hamburg, den 30. Juni 2008

Für den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg
Der Finanzsenator

Dr. Michael F r e y t a g

Schwerin, den 17. Juli 2008

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Für den Ministerpräsidenten
Die Finanzministerin

Sigrid K e l e r

Hannover, den 18. Juli 2008

Für das Land Niedersachsen
Für den Ministerpräsidenten
Der Finanzminister

Hartmut M ö l l r i n g

Düsseldorf, den 27. Juni 2008

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Namens des Ministerpräsidenten
Der Finanzminister

Dr. Helmut L i n s s e n

Saarbrücken, den 4. Juli 2008

Für das Saarland
Namens des Ministerpräsidenten
Der Minister der Finanzen

Peter J a c o b y

Magdeburg, den 22. Juli 2008

Für das Land Sachsen-Anhalt
Namens des Ministerpräsidenten

Jens B u l l e r j a h n
Finanzminister

Kiel, den 1. September 2008

Für das Land Schleswig-Holstein
Für den Ministerpräsidenten

Rainer W i e g a r d
Finanzminister
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Gesetz
zur Aufbewahrung von Schriftgut der Justiz des Landes Berlin

(Schriftgutaufbewahrungsgesetz – SchrAG)

Vom 24. November 2008
Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Aufbewahrung von Schriftgut

(1) Schriftgut der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Fachgerichts-
barkeiten, der Staatsanwaltschaften, der Amtsanwaltschaft, der Jus-
tizvollzugsbehörden sowie der Sozialen Dienste der Justiz, das für
das Verfahren nicht mehr erforderlich ist, darf nach Beendigung des
Verfahrens nur so lange aufbewahrt werden, wie schutzwürdige
Interessen der Verfahrensbeteiligten oder sonstiger Personen oder
öffentliche Interessen dies erfordern. Entsprechendes gilt für das
Schriftgut der Justizverwaltung mit Ausnahme des Schriftguts der
obersten Landesbehörde.

(2) Schriftgut im Sinne des Absatzes 1 sind unabhängig von ihrer
Speicherungsform insbesondere Akten, Aktenregister, öffentliche
Register, Grundbücher, Namensverzeichnisse, Karteien, Urkunden
und Blattsammlungen sowie einzelne Schriftstücke, Bücher, Druck-
sachen, Kalender, Karten, Pläne, Zeichnungen, Lichtbilder, Bild-,
Ton- und Datenträger und sonstige Gegenstände, die Bestandteile
oder Anlagen der Akten geworden sind. 

 (3) Dieses Gesetz gilt für die Aufbewahrung von Schriftgut der in
Absatz 1 genannten Gerichte und Justizbehörden, soweit nicht
Rechtsvorschriften des Bundes oder des Landes inhaltsgleiche oder
entgegenstehende Bestimmungen enthalten. Die Regelungen über
die Anbietungs- und Übergabepflichten nach den Vorschriften des
Archivgesetzes des Landes Berlin vom 29. November 1993 (GVBl.
S. 576), zuletzt geändert durch Artikel I § 19 des Gesetzes vom
15. Oktober 2001 (GVBl. S. 540), in der jeweils geltenden Fassung
bleiben unberührt.

§ 2
Verordnungsermächtigung, Aufbewahrungsfristen

(1) Die Senatsverwaltung für Justiz bestimmt – soweit das Schrift-
gut der Arbeitsgerichtsbarkeit betroffen ist, im Einvernehmen mit
der für die Arbeitsgerichtsbarkeit zuständigen Senatsverwaltung –
durch Rechtsverordnung das Nähere über das aufzubewahrende
Schriftgut und die hierbei zu beachtenden Aufbewahrungsfristen.

(2) Die Regelungen zur Aufbewahrung des Schriftguts haben dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, insbesondere der Beschränkung
der Aufbewahrungsfristen auf das Erforderliche, Rechnung zu tra-
gen. Bei der Bestimmung der Aufbewahrungsfristen sind insbeson-
dere zu berücksichtigen
1. das Interesse der Betroffenen daran, dass die zu ihrer Person er-

hobenen Daten nicht länger als erforderlich gespeichert werden,
2. ein Interesse der Verfahrensbeteiligten, auch nach Beendigung

des Verfahrens Ausfertigungen, Auszüge oder Abschriften aus
den Akten erhalten zu können,

3. ein rechtliches Interesse nicht am Verfahren Beteiligter, Aus-
künfte aus den Akten erhalten zu können,

4. das Interesse von Verfahrensbeteiligten, Gerichten und Justiz-
behörden, dass die Akten nach Beendigung des Verfahrens noch
für Wiederaufnahmeverfahren, zur Wahrung der Rechtseinheit,
zur Fortbildung des Rechts oder für sonstige verfahrensübergrei-
fende Zwecke der Rechtspflege zur Verfügung stehen.

(3) Die Aufbewahrungsfristen beginnen, soweit in der gemäß § 2
Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnung keine anderweitigen Regelun-
gen getroffen wurden, mit dem Ablauf des Jahres, in dem nach Been-
digung des Verfahrens die Weglegung der Akten angeordnet wurde.

§ 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 24. November 2008

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Klaus W o w e r e i t



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 64. Jahrgang Nr. 30 6. Dezember 2008 411
Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XXIII-27d
im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf

Vom 10. Oktober 2008
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692),
wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XXIII-27d vom 24. Mai 2007 für das Gelände

zwischen Ruhlsdorfer Straße, Mirower Straße, Waldpromenade und
Wilhelm-Blos-Straße im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil
Mahlsdorf, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar-

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Ökologische Stadtentwick-
lung, Amt für Stadtplanung und Vermessung, Bereich Vermessung,
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Be-
zirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Ökologische
Stadtentwicklung, Amt für Stadtplanung und Vermessung, Bereich
Stadtplanung und Amt für Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und
Denkmalschutz, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen

lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuchs
bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Abs. 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Verlet-
zung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den Fäl-
len der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf
von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die
Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1
genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel
gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. Oktober 2008

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

Dagmar P o h l e Norbert L ü d t k e

Bezirks- Bezirksstadtrat für
bürgermeisterin Ökologische Stadtentwicklung
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Zweite Verordnung
zur Änderung der Gebührenordnung

für die landeseigenen Friedhöfe und Krematorien Berlins

Vom 11. November 2008

Auf Grund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes über Gebühren und Beiträ-
ge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 6. Juli 2006 (GVBl. S. 713), wird verordnet:

Artikel I
Die Gebührenordnung für die landeseigenen Friedhöfe und Kre-

matorien Berlins vom 17. November 2003 (GVBl. S. 546), geändert
durch Verordnung vom 13. April 2006 (GVBl. S. 368), wird wie
folgt geändert:
1. Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Gebührenordnung für die landeseigenen Friedhöfe Berlins
(Friedhofsgebührenordnung – FriedGebO)“

2. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1
Für die Benutzung der landeseigenen Friedhöfe und ihrer Ein-

richtungen sowie für die Leistungen der Friedhofsverwaltungen
werden Gebühren nach dem Gebührentarif der Anlage erhoben.
Grabstätten gemäß § 33 Abs. 3 bis 6 der Friedhofsordnung vom
19. November 1997 (GVBl. S. 614), die durch Artikel II § 6 des
Gesetzes vom 15. Oktober 2001 (GVBl. S. 540) geändert wor-
den ist, gelten als Wahlgrabstätten.“

3. § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2
Soweit die Benutzung der landeseigenen Friedhöfe und deren

Einrichtungen oder Leistungen der Friedhofsverwaltungen be-
antragt worden sind, gilt der Gebührentarif im Zeitpunkt des An-
tragseingangs.“

4. Die Anlage F wird aufgehoben.
5. Die Anlage zu § 1 erhält die sich aus der Anlage zu dieser Ver-

ordnung ergebende Fassung.

Artikel II
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

Berlin, den 11. November 2008

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t Ingeborg J u n g e - R e y e r

Regierender Senatorin
Bürgermeister für Stadtentwicklung
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A n l a g e
(zu § 1)

Gebührentarif
für die landeseigenen Friedhöfe Berlins und deren Einrichtungen

Gebühr (€)

1 Verwaltungsgebühr für die Bearbeitung von Nutzungsrechtsangelegenheiten

1.1 Überlassung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte zum Zwecke der sofortigen oder späteren Bestattung 52,00

1.2 Verlängerung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte 14,00

1.3 Zustimmung zur Übertragung des Nutzungsrechts an einer Grabstätte 19,00

2 Friedhofsgrundgebühr für die Unterhaltung der allgemeinen Friedhofsanlage

2.1 je Bestattungsfall 

2.1.1 in einer Reihen- oder Gemeinschaftsgrabstätte 496,00

2.1.2 in einer Wahl-, Familien- oder Urnenwandgrabstätte 520,00

2.2 bei Verlängerung des Nutzungsrechts ohne weiteren Bestattungsfall oder für das ohne Bestattungsfall überlas-
sene Nutzungsrecht (Reservierung), je Grabstätte und Jahr 26,00

Anmerkung:
Soll während der Dauer der Reservierungszeit oder der Verlängerungszeit bestattet werden, wird die nach Ta-
rifstelle 2.2 gezahlte Grundgebühr für die nicht in Anspruch genommene Zeit auf die Gebühr nach Tarifstelle
2.1.2 angerechnet.

2.3 bei einer Umbettung von einem nichtlandeseigenen Friedhof, je Umbettung und Jahr der restlichen Ruhezeit

2.3.1 in einer Reihen- oder Gemeinschaftsgrabstätte 24,80

2.3.2 in einer Wahl-, Familien- oder Urnenwandgrabstätte 26,00

3 Bestattungen, Trauerfeierlichkeiten und Grabmalangelegenheiten

3.1 Bestattungen

3.1.1 Erdbestattung
einschließlich Sargannahme, Sargaufbewahrung bis zu 4 Tage nach dem Einlieferungstag, Bereitstellen des
Sarges zur Bestattung, Herstellen und Schließen der Gruft, Auskleiden der Gruft, Sandschale, Trauerzug-
führer, Anordnen der Blumen und Gebinde

3.1.1.1 in einer Erdwahl- oder Familiengrabstätte
einschließlich Abräumen der Pflanzung nach dem Erlöschen des Nutzungsrechts

285,00

3.1.1.2 in einer Erdreihengrabstätte
einschließlich Abräumen der Pflanzung nach dem Erlöschen des Nutzungsrechts

232,00

3.1.1.3 in einer Erdreihengrabstätte mit einheitlicher Anlage und Pflege
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 4.1.1)

228,00

3.1.1.4 in einer Erdgemeinschaftsgrabstätte 
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 4.1.2)

228,00

Anmerkung:
Die Gebühr nach den Tarifstellen 3.1.1.1 bis 3.1.1.4 ermäßigt sich um 15,00 €, wenn der Friedhof keine
Möglichkeit der Sargaufbewahrung hat.

3.1.2 Beisetzung einer Urne
einschließlich Urnenannahme, Urnenaufbewahrung bis zu 3 Wochen, Bereitstellen der Urne zur Beiset-
zung, Herstellen und Schließen der Gruft, Sandschale, Urnenträger, Anordnen der Blumen und Gebinde

3.1.2.1 in einer Erdwahl-, Erdreihen-, Urnenwahl- oder Familiengrabstätte
einschließlich Abräumen der Pflanzung nach dem Erlöschen des Nutzungsrechts

97,00

3.1.2.2 in einer Urnenreihengrabstätte
einschließlich Abräumen der Pflanzung nach dem Erlöschen des Nutzungsrechts

91,00
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3.1.2.3 in einer Urnen- oder Aschengemeinschaftsgrabstätte
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 4.1.3)

87,00

3.1.2.4 in einer Urnenwandgrabstätte
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 4.1.4 oder 4.1.5)

50,00

3.1.2.5 in einer Familiengrabstätte eines Baumfeldes
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 4.1.6)

108,00

3.2 Bereitstellung der Feiereinrichtungen

3.2.1 für eine Trauerfeier
einschließlich Ausschmücken mit Pflanzendekoration und Kerzen, Bereitstellung der Orgel, des Harmo-
niums oder von Musikübertragungsgeräten

3.2.1.1 für die Dauer von bis zu 30 Minuten 159,00

3.2.1.2 ermäßigte Gebühr für die Friedhöfe Rudow, Köpenicker Str. 131, 12355 Berlin (Neukölln), und Staa-
ken, Buschower Weg 18–34, 13591 Berlin (Spandau), deren Feierhallen in Größe und Ausstattung nicht
den allgemeinen Anforderungen entsprechen, für die Dauer von bis zu 30 Minuten 116,00

3.2.1.3 je weitere angefangene 10 Minuten 53,00

3.2.1.4 je weitere angefangene 10 Minuten bei ermäßigter Gebühr 39,00

3.2.2 für eine stille Abschiednahme für 15 Minuten
einschließlich einfacher Ausschmückung des Raumes einschließlich Kerzen

58,00

3.2.3 für eine Abschiednahme am offenen Sarg vor Beginn der Trauerfeierlichkeiten

3.2.3.1 für die ersten 10 Minuten 15,00

3.2.3.2 je weitere angefangene 10 Minuten 4,00

3.2.4 für die würdige Urnenübergabe an die Trauergemeinde in einem Raum, wenn weder Trauerfeier noch stille
Abschiednahme vorgesehen sind 22,00

3.2.5 Islamische Bestattungen

3.2.5.1 Bereitstellen eines besonderen Waschraums für die rituelle Waschung und Gebet, je angefangene Stunde 149,00

3.2.5.2 Bereitstellen eines Gebetsraums ohne rituelle Waschung, je angefangene Stunde 58,00

3.3 Grabmalangelegenheiten

3.3.1 Erteilen einer Zustimmung zum Aufstellen eines stehenden Grabmals
einschließlich Beräumung nach Erlöschen des Nutzungsrechts

3.3.1.1 mit einem Rauminhalt von bis zu 0,05 m³ 100,00

3.3.1.2 mit einem Rauminhalt von mehr als 0,05 m³ bis zu 0,1m³ 163,00

3.3.1.3 mit einem Rauminhalt von mehr als 0,1 m³ je weitere angefangene 0,1 m³ 34,00

Der Sockel ist bei der Berechnung des Rauminhalts einzubeziehen.

3.3.2 Erteilen einer Zustimmung zum Auslegen eines liegenden Grabmals oder zum Anbringen oder Aufstellen
eines Denkzeichens
einschließlich Beräumung nach Erlöschen des Nutzungsrechts

3.3.2.1 mit einem Rauminhalt von bis zu 0,02 m³ 32,00

3.3.2.2 mit einem Rauminhalt von mehr als 0,02 m³ je weitere angefangene 0,02 m³ 4,00

3.3.3 Erteilen einer Zustimmung zum Errichten einer Grabeinfassung einschließlich Beräumung nach Erlöschen
des Nutzungsrechts

3.3.3.1 mit einem Rauminhalt von bis zu 0,05 m³ 45,00

3.3.3.2 mit einem Rauminhalt von mehr als 0,05 m³ bis zu 0,1 m³ 72,00

3.3.3.3 je weitere angefangene 0,1 m³ Rauminhalt 25,00

Anmerkung:
Bei Grabmalen, für die die Zustimmung nach Inkrafttreten dieser Gebührenordnung erteilt worden ist, wer-
den auf Antrag bei stehenden Grabmalen und Grabeinfassungen mit Fundament 14 % und bei liegenden
Grabmalen, Denkzeichen und Einfassungen ohne Fundament 55 % der Gebühr erstattet, die nach den unter
Nummer 3.3.1 bis 3.3.3 aufgeführten Tarifstellen erhoben worden ist, wenn der Nutzungsberechtigte das
Grabmal und die Einfassung in Absprache mit der Friedhofsverwaltung selbst entfernt und entsorgt hat.

3.3.4 Standsicherheitsprüfung bei einem stehenden Grabmal, je Jahr 4,00

Gebühr (€)
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3.4 Ausbettung und erneute Bestattung

3.4.1 Öffnen einer Erdgrabstätte für eine Ausbettung bis zur Sargoberkante und Schließen der Grabstätte 293,00

3.4.2 Ausbetten einer Urne
einschließlich Öffnen und Schließen der Grabstätte

3.4.2.1 aus einer Erd- oder Urnengrabstätte 63,00

3.4.2.2 aus einer Urnenwandgrabstätte 15,00

Anmerkung:
Für die Genehmigung zur Ausgrabung und Umbettung einer Leiche oder einer Urne wird zusätzlich eine
Gebühr nach Tarifstelle 6041 des Gebührenverzeichnisses zu § 1 Abs. 1 der Verwaltungsgebührenordnung
erhoben.

3.4.3 Bestattung in einer Erd- oder Urnengrabstätte nach einer Ausbettung ohne Zeremonie

3.4.3.1 eines Sarges 211,00

3.4.3.2 einer Urne 45,00

4 Zusätzliche Gebühr für die Anlage, Instandhaltung und einheitliche Pflege eines Grabfeldes oder einer
Urnenwandgrabanlage durch die Friedhofsverwaltung

4.1 je Bestattungsfall für die Ruhezeit von 20 Jahren

4.1.1 in einer Erdreihengrabstätte mit einheitlicher Anlage und Pflege 1 019,00

4.1.2 in einer Erdgemeinschaftsgrabstätte
einschließlich Anlage, Pflege und Unterhaltung einer Kranzablage- und Gedenkstätte

1 027,00

4.1.3 in einer Urnen- oder Aschengemeinschaftsgrabstätte
einschließlich Anlage, Pflege und Unterhaltung einer Kranzablage- und Gedenkstätte

69,00

4.1.4 in einer Urnenwandgrabstätte in freistehender Anlage 161,00

4.1.5 in einer Urnenwandgrabstätte in einem Gebäude 621,00

4.1.6 in einer Familiengrabstätte eines Baumfeldes 675,00

4.2 bei Verlängerung oder Reservierung des Nutzungsrechts, je Jahr
(nur in Verbindung mit Tarifstelle 2.2 oder 2.3)

4.2.1 an einer Urnenwandgrabstätte

4.2.1.1 in freistehender Anlage 8,00

4.2.1.2 in einem Gebäude 31,00

4.2.2 an einer Familiengrabstätte eines Baumfeldes 34,00

Anmerkung zu 4.2:
Soll während der Dauer der Reservierungszeit oder der Verlängerungszeit bestattet werden, wird die nach den
unter Nummer 4.2 aufgeführten Tarifstellen gezahlte zusätzliche Gebühr für die nicht in Anspruch genommene
Zeit auf die Gebühr nach den unter Nummer 4.1 aufgeführten Tarifstellen angerechnet.

5 Einzelleistungen

5.1 Sargträger, je Person 30,00

5.2 Aufbewahrung

5.2.1 einer Urne ab der 4. Woche, je angefangene Woche 8,00

5.2.2 eines Sarges ab dem 5. Tag, je Tag, mit Ausnahme der gesetzlichen Feiertage 38,00

5.3 Entgegennahme, Kontrolle, Verwahren einer Überurne sowie das Einsetzen der Urne in die Überurne für die
Urnenbeisetzung

10,00

5.4 Urne für den Versand vorbereiten
zuzüglich verauslagte Transportkosten 10,00

Gebühr (€)
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5.5 Annahme einer Urne, die von einem Krematorium oder einem Friedhof außerhalb Berlins zugesandt wird oder
die von einem Bestattungsinstitut oder Bestattungsfuhrunternehmen angeliefert wird 8,00

5.6 Ändern oder Stornieren eines vereinbarten Feier- oder Bestattungstermins 20,00

5.7 Inanspruchnahme eines Kranzwagens 20,00

5.8 Hügel setzen, je Grabstelle

5.8.1 auf einer Erdreihengrabstätte 52,00

5.8.2 auf einer Erdwahlgrabstätte 61,00

5.8.3 Provisorium 14,00

5.9 Seitliches Bepflanzen eines Hügels 40,00

5.10 Seitliche Abgrenzung setzen für

5.10.1 eine Erdwahlgrabstätte mit Betonplatten der Größe 50 × 25 × 5 cm 56,00

5.10.2 eine Erdreihengrabstätte mit Betonplatten der Größe 50 × 25 × 5 cm 52,00

5.10.3 eine Urnenwahlgrabstätte mit Betonkantenstein der Größe 100 × 25 × 6 cm 32,00

5.10.4 eine Urnenreihengrabstätte mit Betonkantenstein der Größe 50 × 25 × 6 cm 17,00

Anmerkung:
In den unter Nummer 5.10 aufgeführten Tarifstellen sind Abbau und Entsorgung am Ende des Nutzungsrechts
enthalten.

5.11 Genehmigung zum Aufstellen einer Bank
einschließlich Abräumen und Entsorgen nach Erlöschen des Nutzungsrechts

67,00

Anmerkung:
Bei einer Bank, die nach Inkrafttreten dieser Gebührenordnung genehmigt worden ist, werden auf Antrag 14 %
der nach der Tarifstelle 5.11 erhobenen Gebühr erstattet, wenn der Nutzungsberechtigte die Bank in Absprache
mit der Friedhofsverwaltung selbst entfernt und entsorgt hat.

5.12 Zulassung für Gewerbetreibende

5.12.1 Einzelzulassung für einen Bezirk, je Jahr
einschließlich 3 Ausfertigungen

92,00

5.12.2 Generalzulassung für alle Bezirke, je Jahr
einschließlich 5 Ausfertigungen

243,00

5.12.3 Zusätzliche Ausfertigungen der Zulassung, je Exemplar 8,00

5.12.4 Einmalige Erlaubnis, je Grabmal oder Bestattung 20,00

5.12.5 Ablehnung oder Widerruf eines Antrags auf Einzel- oder Generalzulassung 20,00

5.13 Schriftliche Auskunft aus dem Friedhofsregister eines Bezirks nach Ablauf des Nutzungsrechts zum Zwecke
der Grabstellensuche

5.13.1 bei vollständiger Angabe des Namens und der Personendaten des Verstorbenen 15,00

5.13.2 bei unvollständiger Angabe des Namens oder der Personendaten des Verstorbenen 31,00

5.14 Merkpfahl 8,00

Gebühr (€)
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Verordnung
über die Erhebung von Gebühren im Umweltschutz

(Umweltschutzgebührenordnung – UGebO)

Vom 11. November 2008
Auf Grund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes über Gebühren und Beiträ-
ge vom 22. Mai 1957 (GVBl. S. 516), das zuletzt durch Gesetz vom
6. Juli 2006 (GVBl. S. 713) geändert worden ist, wird verordnet:

§ 1
Gebührenerhebung

(1) Für Amtshandlungen in den Bereichen Immissionsschutz,
Abfallentsorgung, Strahlenschutz, Gewässerschutz, Natur- und
Landschaftsschutz sowie Boden- und Grundwasserschutz werden
Gebühren nach dieser Gebührenordnung und dem anliegenden
Gebührenverzeichnis erhoben.

(2) Die Vorschriften der Verwaltungsgebührenordnung, Gesund-
heitsgebührenordnung und der Pflanzenschutzgebührenordnung
bleiben hiervon unberührt.

§ 2
Persönliche Gebührenbefreiung

(1) Von der Zahlung einer Verwaltungsgebühr sind befreit
1. die Behörden und nichtrechtsfähigen Anstalten des Bundes, der

Länder, der Gemeinden und der Gemeindeverbände,
2. die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen

Rechts,
3. die Kirchen, Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsge-

meinschaften, sofern sie die Rechtsstellung einer Körperschaft
des öffentlichen Rechts haben und durch die Amtshandlung
unmittelbar die Durchführung kirchlicher, religiöser oder welt-
anschaulicher Zwecke gefördert wird,

4. die Einrichtungen, die als gemeinnützig, mildtätig oder kirch-
lichen Zwecken dienend im Sinne der Abgabenordnung aner-
kannt sind, wenn die Amtshandlung unmittelbar der Durchfüh-
rung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke dient.

(2) Absatz 1 gilt nicht für
1. Sondervermögen und Betriebe, die einen Wirtschaftsplan auf-

stellen, sowie für gleichartige erwerbswirtschaftlich ausgerich-
tete Einrichtungen juristischer Personen des öffentlichen Rechts,

2. Kreditinstitute im Sinne des Gesetzes über das Kreditwesen.

§ 3
Rahmengebühr

Bei Amtshandlungen, für die in dem Gebührenverzeichnis ein
Rahmen festgelegt ist, ist die Gebühr zu bemessen
1. nach der Bedeutung des Gegenstands und dem wirtschaftlichen

Nutzen für die Beteiligten,
2. nach dem Umfang der Amtshandlung und den Schwierigkeiten,

die sich bei der Durchführung der Amtshandlung ergeben.

§ 4
Gebühren nach dem Wert des Gegenstandes

Soweit die Gebühr nach dem Wert des Gegenstandes berechnet
wird, ist der Wert einschließlich Umsatzsteuer zur Zeit der Been-
digung der Amtshandlung maßgebend. Der Wert ist vom Gebühren-
schuldner nachzuweisen; wird der Nachweis nicht erbracht, ist der
Wert zu schätzen.

§ 5
Gebühren bei Ablehnung oder Zurücknahme eines Antrages

(1) Wird der Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung abgelehnt,
so werden ein Zehntel bis fünf Zehntel der vollen Gebühr erhoben.
Die Gebühr ist zu erstatten oder auf die für die begehrte Amtshand-
lung zu zahlende Gebühr anzurechnen, wenn die Ablehnung im
Widerspruchs- oder Verwaltungsgerichtsverfahren aufgehoben wird.
Wird der Antrag auf Vornahme einer Amtshandlung zurückgenom-
men, so werden ein Zehntel bis fünf Zehntel der vollen Gebühr
erhoben, wenn mit der sachlichen Bearbeitung begonnen worden,
die Amtshandlung aber noch nicht abgeschlossen ist. Für die Bemes-
sung der Gebühr gilt § 3 entsprechend.

(2) Bei Gebühren nach dem Wert des Gegenstands oder bei Rah-
mengebühren ist von der Gebühr auszugehen, die bei Vornahme der
Amtshandlung festzusetzen wäre.

(3) Wird der Antrag wegen Unzuständigkeit abgelehnt, ist eine
Gebühr nicht zu erheben.

§ 6
Übergangsregelung

Bei Amtshandlungen, die einen Antrag voraussetzen, sind die bei
Antragstellung geltenden Vorschriften anzuwenden, soweit sie für
den Gebührenschuldner günstiger sind. Im Übrigen richtet sich die
Gebührenerhebung nach den Vorschriften, die bei Vollendung der
Amtshandlung gelten.

§ 7
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Umweltschutzgebührenordnung vom 1. Juli 1988 (GVBl. S. 1132),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 12. März 2008 (GVBl. S. 75),
außer Kraft.

Berlin, den 11. November 2008

Der Senat von Berlin

Klaus W o w e r e i t Katrin L o m p s c h e r

Regierender Senatorin für Gesundheit,
Bürgermeister Umwelt und Verbraucherschutz
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A n l a g e  zu § 1 Abs. 1
Umweltschutzgebührenordnung

Inhaltsübersicht des Gebührenverzeichnisses
Vorbemerkungen

Tarifstellen

I. Allgemeines  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ab 1000

II. Immissionsschutz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ab 2000

III. Abfallentsorgung  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ab 3000

IV. Strahlenschutz  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ab 4000

V. Gewässerschutz  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ab 5000

VI. Naturschutz, Landschaftspflege,
Grünordnung, Forst- und Jagdwesen . . . . . . . ab 6000

VII. Boden- und Grundwasserschutz . . . . . . . . . . . ab 7000

Vorbemerkungen
Nachstehende Vorbemerkungen gelten für alle Tarifstellen, soweit in
den dortigen Anmerkungen hierauf verwiesen wird.
1. In den Gebührensätzen für Messungen, Ortsbesichtigungen und

Probenahmen sind alle anfallenden Kosten für die jeweilige
Amtshandlung enthalten. Dies können im Einzelfall insbesondere
Materialkosten, Fahrtkosten, Vornahme von Messungen, Einsatz
des Messpersonals, Verhandlungen mit Dritten, Überprüfungen
vor Ort, Auswertung von Messergebnissen, Erstellung von Gut-
achten, Anfertigen von Messdiagrammen, Gerätebenutzung sein,
auch wenn sie bei amtshilfeleistenden Verwaltungen entstehen.

2. Die für die Berechnung der Gebühren maßgeblichen Kosten
umfassen sämtliche Anschaffungs- und Herstellungskosten ein-
schließlich der Mehrwertsteuer. Für Eigenleistungen ist der Kos-
tenbetrag anzusetzen, der für eine entsprechende Unternehmer-
leistung aufzubringen wäre.

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR

I. Allgemeines

1000 Bescheinigungen nach § 7d des Einkommensteuergesetzes für Anlagen, die dem Umwelt-
schutz dienen, bei Herstellungs- oder Anschaffungskosten einschließlich Mehrwertsteuer

bis 25 000 € 0,5 v. H. der Kosten

über 25 000 € 125

zuzüglich 0,2 v. H. des
25 000 € übersteigenden Be-
trages

mindestens 34

höchstens 1 463

1010 Durchführung einer gesetzlich vorgesehenen Umweltverträglichkeitsprüfung zusätzlich 30 v. H. der Ver-
waltungsgebühr für die Ge-
nehmigung/Planfeststellung/
Erlaubnis/Bewilligung

Anmerkung:
Die Gebühr wird zusätzlich zu den Gebühren im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz bzw. nach dem Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetz sowie nach den wasserrechtlichen Vorschriften erhoben. 

1011 Durchführung eines Scoping-Termins im Umweltverträglichkeitsprüfungs-Verfahren,
soweit die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht zu Ende geführt werden kann 10 v. H. der Verwaltungsge-

bühr für die Genehmigung/
Planfeststellung/Erlaubnis/
Bewilligung

mindestens 550

1012 Durchführung einer Vorprüfung nach §§ 3c und 3e Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung, auch in Verbindung mit § 16h des Berliner Wassergesetzes 20 v. H. der Verwaltungsge-

bühr für eine Genehmigung/
Planfeststellung/Erlaubnis/
Bewilligung

mindestens 550

Anmerkung:
Die Kosten für die Veröffentlichung der Entscheidung sind vom Vorhabenträger/Antrag-
steller zu ersetzen.
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1030 Entscheidung nach § 5 Abs. 5 Satz 3 des Katastrophenschutzgesetzes 100 – 2 000

1040 Schriftliche Auskunft über umweltrechtliche Anforderungen aus den in § 1 Abs. 1 ge-
nannten Bereichen an genehmigungsfreie Bauvorhaben

je angefangene halbe Arbeitsstunde

a) des höheren Dienstes 37

b) des gehobenen Dienstes 29

c) des mittleren und einfachen Dienstes 24

II. Immissionsschutz

Maßnahmen zur Erfassung und Minderung von Geräuschen, Licht- und ähnlichen
Umwelteinwirkungen

Allgemeines

2000 Durchführung von Messungen bei Verwaltungsakten nach dem Landes-Immissions-
schutzgesetz Berlin und sonstige Messungen von Geräuschen, Erschütterungen und
Lichtimmissionen (insbesondere Messungen nach der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Lärm, Frequenzanalysen, Messungen der Nachhallzeit, der Luftschall- und
Trittschalldämmung, Messungen von Geräuschen der Wasserinstallation und Schwin-
gungsmessungen) 180 – 3 600

Anmerkung:
Auf die Vorbemerkungen Nummer 1 und 2 wird verwiesen.

2010 Ortsbesichtigungen ohne Messtätigkeiten 50 –  600

Anmerkung:
Auf die Vorbemerkungen Nummer 1 und 2 wird verwiesen.

Verwaltungsakte nach dem Landes-Immissionsschutzgesetz Berlin und nach den
§§ 24, 25 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

2020 Zulassung von Ausnahmen nach § 10 des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin vom
Schutz der Nachtruhe (nach § 3 des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin)

a) für gewerbliche Zwecke 95 – 1 530

b) in den übrigen Fällen 35 –  300

2021 Zulassung von Ausnahmen nach § 10 des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin vom
Schutz der Sonn- und Feiertagsruhe (nach § 4 des Landes-Immissionsschutzgesetzes
Berlin)

a) für gewerbliche Zwecke 60 – 1 200

b) in den übrigen Fällen 35 –  180

2022 Zulassung von Ausnahmen nach § 10 des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin
für die Benutzung von Tonwiedergabegeräten und Musikinstrumenten (§ 5 des Landes-
Immissionsschutzgesetzes Berlin)

a) für gewerbliche Zwecke 45 –  275

b) in den übrigen Fällen 35 –  180

2023 Genehmigung nach § 11 des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin für öffentliche
Veranstaltungen im Freien oder für öffentliche Motorsportveranstaltungen außerhalb von
Anlagen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz

a) bei Großveranstaltungen für jede genehmigte Veranstaltung 200 – 4 000

b) für jede sonstige genehmigte Veranstaltung 40 –  800

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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2024 Änderung von Zulassung oder Genehmigung

a) geringfügige Änderung 10 v. H. der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr

mindestens 50

b) wesentliche Änderung 50 v. H. der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr

mindestens 50

2025 Verwaltungsakte nach § 12 des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin sowie nach den
§§ 24 und 25 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

a) zum Schutz vor gewerblich verursachten Immissionen 95 – 1 530

b) in den übrigen Fällen 35 –  300

Maßnahmen zur Luftreinhaltung

2030 Messungen und Prüfungen zur Ermittlung von Luftverunreinigungen 95 – 1 900

2031 Luftgütemessungen mit Hilfe von mobilen Multikomponenten-Messstationen je angefangene Stunde Ein-
satz der Messstation

141 –

2032 Ortsbesichtigungen ohne Messtätigkeiten 50 – 600

Anmerkung:
Auf die Vorbemerkungen Nummer 1 und 2 wird verwiesen.

2050 Erteilung einer Ausnahme nach § 4 der Verordnung über den Schwefelgehalt bestimmter
flüssiger Kraft- oder Brennstoffe (3. BImSchV)

pro Tonne 0,01

mindestens 154

2051 Prüfung einer Emissionserklärung oder deren Fortschreibung nach § 27 des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes sowie der Verordnung über Emissionserklärungen und Emissi-
onsberichte (11. BImSchV) oder einer Berichterstattung nach Art. 5 der Verordnung (EG)
Nr. 166/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Schaffung eines Euro-
päischen Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregisters und zur Änderung der
Richtlinien 91/689/EWG und 96/61/EG des Rates 100 – 2 000

2052 – Bekanntgabe als Messstelle nach § 26 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
– oder nach § 17a Abs. 2 der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen

(1. BImSchV)
– oder nach § 12 Abs. 7 der Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen

halogenierten organischen Verbindungen (2. BImSchV)
– oder nach § 14 Abs. 2 und 3 der Verordnung über Großfeuerungs- und Gasturbinenan-

lagen (13. BImSchV)
– oder nach § 10 Abs. 3 der Verordnung über die Verbrennung und die Mitverbrennung

von Abfällen (17. BImSchV)
– oder nach § 7 Abs. 3 der Verordnung über Anlagen zur Feuerbestattung (27. BImSchV)
– oder nach § 8 Abs. 4 der Verordnung über Anlagen zur biologischen Behandlung von

Abfällen (30. BImSchV)
– oder nach Anhang VI, Nr. 2.1 der Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchti-

ger organischer Verbindungen bei der Verwendung organischer Lösemittel in bestimm-
ten Anlagen (31. BImSchV)

– oder nach Nummer 5.3 der Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
Prüfung der Voraussetzungen zur Übernahme einer in dem Bundesland des Firmensitzes/
Antragstellers bestehenden Bekanntgabe 120

2053 Prüfung der Voraussetzungen zur Bekanntgabe eines in Berlin ansässigen Antragstellers
ohne Überprüfung vor Ort 400

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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2054 Prüfung der Voraussetzungen zur Bekanntgabe eines in Berlin ansässigen Antragstellers
mit einer Überprüfung vor Ort, u.a. zur Laborbesichtigung 750

jede weitere Überprüfung vor Ort zusätzlich 160

Anmerkung:
Werden bei der Prüfung der Fachkunde für Immissionsmessungen eine oder mehrere
Maßnahmen erforderlich, sind die entsprechenden Gebühren zusätzlich zu erheben.

2055 Bereitstellung von gasförmigen Proben und Wertevergleich anorganischer Gase

je Komponente 260

2056 Bereitstellung von staubförmigen Proben und Wertevergleich Staubinhaltsstoffe und an
Staub adsorbierte chemische Verbindungen

je Komponentengruppe 130

2057 Bereitstellung von gasförmigen Proben und Wertevergleich für organisch-chemische Ver-
bindungen

je Komponentengruppe 260

2058 Bereitstellung von staubförmigen Proben und Wertevergleich für hochtoxische orga-
nisch-chemische Verbindungen in extrem geringen Konzentrationen (Dioxine und Furane) 130

2059 Bereitstellung und Wertevergleich an automatischen Messstationen

je Probe 130

2060 Immissionsmessungen mit Wertevergleich an automatischen Messstationen 50

Sofern Wiederholungsproben erforderlich werden, wird die für die Erstuntersuchung ge-
nannte Gebühr (vgl. Tarifstellen 2055 bis 2060) erneut erhoben, zuzüglich einer Verwal-
tungsgebühr von 50 €.

2061 Teilnahme an Ringversuchen für Messstellen nach § 26 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes und Folgevorschriften

a) bei Gasen 510

im Wiederholungsfall 260

b) bei Stäuben 260

im Wiederholungsfall 130

Weitere Maßnahmen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz und darauf basie-
render Verordnungen

2062 Bekanntgabe von Sachverständigen nach § 29a Abs. 1 Satz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes

1. Erstbekanntgabe

a) Grundgebühr 256

b) Gebühr je Prüfbereich
(persönlich vertretene Fachgebiete) 103

c) Zuschlag für besonders schwierige oder aufwändige Prüfung von Arbeitsproben 50 – 250

mindestens 256

höchstens 2 557

2. Zweitbekanntgabe für Antragsteller aus einem anderen Bundesland 256

3. Wiederholungsbekanntgabe nach Ablauf der Befristung
(ohne Veränderung zu den Prüfbereichen) 256

2063 Bekanntgabe einer sachverständigen Stelle nach § 5 Abs. 3 oder § 10 Abs. 1 des Treib-
hausgas-Emissionshandelsgesetzes, je nach Aufwand 100 – 400

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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2070 Erteilung einer Genehmigung oder Teilgenehmigung nach den §§ 4, 8, 16, 19 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes bei Kosten (K) für die Errichtung oder die wesentliche
Änderung der Anlage oder des Anlagenteils

a) bis zu 50 000 €

= 275 + 0,009 × K
b) bis zu 500 000 €

= 725 + 0,009 × (K – 50 000)
c) bis zu 5 000 000 €

= 4 775 + 0,007 × (K – 500 000)
d) bis zu 50 000 000 €

= 36 275 + 0,005 × (K – 5 000 000)
e) über 50 000 000 €

= 261 275 + 0,003 × (K – 50 000 000)
höchstens 800 000

Anmerkungen:
1. Ist der Genehmigung oder Teilgenehmigung ein Vorbescheid, die Zulassung des vor-

zeitigen Beginns oder ein Änderungsanzeigeverfahren vorausgegangen, sind 50 v. H.
der dafür erhobenen Gebühr auf die Gebühr für die Erteilung der Genehmigung oder
Teilgenehmigung (Tarifstelle 2070) anzurechnen.

2. Enthält die Amtshandlung eine Befreiung von baurechtlichen Vorschriften oder von
planungsrechtlichen Festsetzungen oder Vorschriften, so ist ein Zuschlag in der Höhe
der Gebühren nach den Tarifstellen 2033 und 2034 der Baugebührenordnung zu er-
heben.

2071 a) Erteilung eines Vorbescheides nach § 9 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 50 v. H. der Gebühr nach
Tarifstelle 2070

b) Zulassung eines vorzeitigen Beginns nach § 8a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 50 v. H. der Gebühr nach
Tarifstelle 2070

c) Prüfung von Änderungsanzeigen gemäß § 15 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
auch im Falle fehlender behördlicher Äußerung in Monatsfrist 10 – 30 v. H. der Gebühr

nach Tarifstelle 2070

d) Prüfung von Betriebseinstellungen gemäß § 15 Abs. 3 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes 100 – 2 500

2072 Durchführung eines Erörterungstermins gemäß § 10 Abs. 6 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes bei Genehmigungs- oder Vorbescheidsverfahren nach Tarifstellen 2070
oder 2071 zusätzlich 25 v. H. der Gebühr

nach der Tarifstelle 2070

2073 Gewährung einer Fristverlängerung nach den §§ 9, 18 des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes und nach § 2 Abs. 3 Satz 1 letzter Halbsatz der Verordnung über genehmigungs-
bedürftige Anlagen (4. BImSchV) 10 v. H. der Gebühr nach der

Tarifstelle 2070 oder 2071

mindestens 60

2073a Entscheidung über die Erteilung einer Erlaubnis zum Betrieb einer Anlage durch eine an-
dere Person nach § 20 Abs. 3 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 250

2073b Erlass einer nachträglichen, eine Änderungsgenehmigung ersetzenden Anordnung nach
§ 17 Abs. 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 150 – 3 000

Anmerkung zu den Tarifstellen 2070 bis 2073:
Auf die Vorbemerkung Nummer 2 wird verwiesen.

2074 Durchführung einer Abnahme gemäß § 17 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes
Berlin 5 v. H. der Gebühr nach Tarif-

stelle 2070

2075 Maßnahmen der Überwachung nach § 52 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes

a) Maßnahmen der Überwachung genehmigungsbedürftiger Anlagen 125 – 1 250

b) Maßnahmen der Überwachung nicht genehmigungsbedürftiger Anlagen unter Be-
rücksichtigung des § 52 Abs. 4 Satz 3 letzter Halbsatz des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes 55 – 550

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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2076 Prüfung einer Anzeige nach § 67 Abs. 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 500 – 10 000

2080 Zulassung von Ausnahmen im Rahmen der Verordnung über kleine und mittlere Feue-
rungsanlagen (1. BImSchV)

je Ausnahme 323

2080a Probenahme von Braunkohlen und deren Untersuchung nach § 3 der Verordnung über
kleine und mittlere Feuerungsanlagen (1. BImSchV)

je Probe 80

2081 Erteilung einer Ausnahme nach § 17 der Verordnung zur Emissionsbegrenzung von
leichtflüchtigen halogenierten organischen Verbindungen (2. BImSchV) 55 – 550

2082 Probenahme und deren Untersuchung nach der Verordnung über den Schwefelgehalt be-
stimmter flüssiger Kraft- oder Brennstoffe (3. BImSchV)

je Probe 105

2084 Probenahme von Otto- und Dieselkraftstoffen und deren Untersuchung nach der Ver-
ordnung über die Beschaffenheit und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraftstoffen
(10. BImSchV)
1. Ottokraftstoffe

je Probe 50

und zusätzlich je folgender untersuchten Komponente aus dieser Probe
a) Benzol
b) Xylol
c) Aromaten
d) MTBE (Methyl-Tertiär-Butylether)
e) Schwefel
f) Dichte
g) Dampfdruck
h) Klopffestigkeit
i) Bioethanol
j) ETBE (Ethyl-tert-butyl-Ether)

62
52
65

100
55
13
35
65
75

100

2. Dieselkraftstoffe
je Probe 50

und zusätzlich je folgender untersuchten Komponente aus dieser Probe
a) Schwefel
b) Dichte
c) Cetanzahl
d) Kälteverhalten (CFPP)
e) Siedeverlauf
f) Flammpunkt
g) Polyaromaten
h) Bioethanol

55
13

100
30
30
30

125
75

2085 Probenahme von Ottokraftstoffen und deren Untersuchung nach der Verordnung über
Chlor- und Bromverbindungen als Kraftstoffzusatz (19. BImSchV)

je Probe 50

und zusätzlich je folgender untersuchten Komponente aus dieser Probe
a) Brom
b) Chlor

100
100

2086 Probenahme von Erdgas als Kraftstoff und dessen Untersuchung nach der Verordnung
über die Beschaffenheit und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraftstoffen
(10. BImSchV)

je Probe 150

und zusätzlich je folgender untersuchter Komponente aus dieser Probe 
a) Methan
b) BETX
c) Schwefel
d) Stickstoff

100
80
70
50

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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2087 Probenahme von Biodieselkraftstoff und dessen Untersuchung nach der Verordnung über
die Beschaffenheit und die Auszeichnung der Qualitäten von Kraftstoffen (10. BImSchV)

je Probe 150

und zusätzlich je folgender untersuchter Komponente aus dieser Probe
a) Oxidationsstabilität
b) Glycerin/Glyceride
c) Gesamtverschmutzung
d) Flammpunkt

80
110
50
35

2088 Prüfung betriebsangehöriger Immissionsschutz- oder Störfallbeauftragter nach § 1 der
Verordnung über Immissionsschutz- und Störfallbeauftragte (5. BImSchV); Prüfung und
Gestattung der Bestellung nicht betriebsangehöriger Immissionsschutz- oder Störfallbe-
auftragter nach § 5 der Verordnung über Immissionsschutz- und Störfallbeauftragte (5.
BImSchV) 55 – 275

2089 Gestattung der Bestellung eines für den Konzernbereich zuständigen Immissionsschutz-
oder Störfallbeauftragten nach § 4 der Verordnung über Immissionsschutz- und Störfall-
beauftragte (5. BImSchV) 55 – 550

2090 Erteilung einer Ausnahme nach § 6 der Verordnung über Immissionsschutz- und Störfall-
beauftragte (5. BImSchV) 55 – 375

2091 Anerkennung der Fachkunde nach § 8 Abs. 1 der Verordnung über Immissionsschutz-
und Störfallbeauftragte (5. BImSchV) 55 – 375

2092 Anerkennung der Ausbildung nach § 8 Abs. 2 der Verordnung über Immissionsschutz-
und Störfallbeauftragte (5. BImSchV) 55 – 165

2094 Entscheidung über Anerkennung eines Lehrgangs nach § 7 Nr. 2 der Verordnung über
Immissionsschutz- und Störfallbeauftragte (5. BImSchV) 55 – 330

2095 Erteilung einer Ausnahme nach § 6 der Verordnung zur Auswurfbegrenzung von Holz-
staub (7. BImSchV) 55 – 550

2110 Gewährung einer Fristverlängerung nach § 4 Abs. 2 der Verordnung über Emissions-
erklärungen und Emissionsberichte (11. BImSchV) 40 – 185

2111 Erteilung einer Ausnahme nach § 6 der Verordnung über Emissionserklärungen und
Emissionsberichte (11. BImSchV) 125 – 500

2120 Amtshandlungen nach der Störfall-Verordnung (12. BImSchV)

a) Zulassung von Ausnahmen nach § 9 Abs. 6 der Störfall-Verordnung 165 – 275

b) Prüfung des Sicherheitsberichts nach § 13 der Störfall-Verordnung 120 – 2 400

c) Durchführung einer Vor-Ort-Inspektion nach § 16 der Störfall-Verordnung ein-
schließlich Berichterstellung und Festlegung von Folgemaßnahmen 260 – 1 250

2123 Erteilung einer Ausnahme nach § 3 der Verordnung über Chlor- und Bromverbindungen
als Kraftstoffzusatz (19. BImSchV)

pro Tonne 0,01

mindestens jedoch 154

2124 Erteilung einer Ausnahme nach § 19 der Verordnung über die Verbrennung und die Mit-
verbrennung von Abfällen (17. BImSchV) 150 – 3 000

2131 Erteilung einer amtlichen Plakette nach den §§ 2 und 3 der Verordnung zur Kennzeich-
nung der Kraftfahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung (35. BImSchV) 5

2132 Entscheidung über die Erteilung einer Ausnahme von Verkehrsverboten nach § 40 Abs. 1
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und § 1 Abs. 2 der Verordnung zur Kennzeich-
nung der Kraftfahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung (35. BImSchV)
je Fahrzeug 25 – 1 000

2140 Erteilung einer Ausnahme nach § 21 der Verordnung über Großfeuerungs- und Gas-
turbinenanlagen (13. BImSchV) 325 – 9 350

2142 Erteilung einer Ausnahme nach § 6 der Sportanlagenlärmschutzverordnung
(18. BImSchV) 200 – 4 000

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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2151 Erteilung einer Ausnahme nach § 11 der Verordnung zur Begrenzung der Emissionen
flüchtiger organischer Verbindungen beim Umfüllen und Lagern von Ottokraftstoffen
(20. BImSchV) 55 – 550

2152 Erteilung einer Ausnahme nach § 7 der Verordnung zur Begrenzung der Kohlenwasser-
stoffemissionen bei der Betankung von Kraftfahrzeugen (21. BImSchV) 55 – 500

2155 Entnahme von Proben und deren Untersuchung nach § 5 des Benzinbleigesetzes

je Probe 140

2156 Erteilung einer Herstellernummer für Särge bzw. sonstige Pietätsartikel der Feuerbestat-
tung 77

2157 Entscheidung über eine Ausnahme nach § 8 Abs. 1 und 2 der Verordnung über elektro-
magnetische Felder (26. BImSchV) 60 – 600

2157a Prüfung von Anzeigen nach § 7 der Verordnung über elektromagnetische Felder
(26. BImSchV) 50 – 250

2158 Zulassung einer Ausnahme nach § 11 der Verordnung zur Begrenzung der Emissionen
flüchtiger organischer Verbindungen bei der Verwendung organischer Lösemittel in
bestimmten Anlagen (31. BImSchV) 55 – 550

2159 Zulassung einer Ausnahme von den Einschränkungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der
Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV), soweit die Schutzzeit
nach § 3 des Landes-Immissionsschutzgesetzes Berlin betroffen ist

a) für gewerbliche Zwecke 95 – 1 530

b) in den übrigen Fällen 35 – 180

2160 Zulassung einer Ausnahme von den Einschränkungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der
Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV), soweit die Tarifstelle
2159 nicht anwendbar ist

a) für gewerbliche Zwecke 60 – 1 200

b) in den übrigen Fällen 35 – 180

2161 Zulassung einer Ausnahme von den Einschränkungen nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der
Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV)

a) für gewerbliche Zwecke 60 – 1 200

b) in den übrigen Fällen 35 – 180

III. Abfallentsorgung

Amtshandlungen nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz und dem Gesetz
über die Überwachung und Kontrolle der grenzüberschreitenden Verbringung von
Abfällen

3000 Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens nach § 31 Abs. 2 des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes, bei Kosten (K) für die Errichtung oder die wesentliche Än-
derung der Anlage oder des Anlagenteils

a) bis zu 50 000 €

= 275 + 0,009 × K
b) bis zu 500 000 €

= 725 + 0,009 × (K – 50 000)
c) bis zu 5 000 000 €

= 4 775 + 0,007 × (K – 500 000)
d) bis zu 50 000 000 €

= 36 275 + 0,005 × (K – 5 000 000)
e) über 50 000 000 €

= 261 275 + 0,003 × (K – 50 000 000)
höchstens 800 000

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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Anmerkungen:
1. Ist der Planfeststellung eine Zulassung nach § 33 des Kreislaufwirtschafts- und Ab-

fallgesetzes vorausgegangen, sind 50 v. H. der hierfür erhobenen Gebühr (Tarifstelle
3002) von der Gebühr für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens (Tarif-
stelle 3000) abzuziehen.

2. Enthält die Amtshandlung eine Befreiung von baurechtlichen Vorschriften oder von
planungsrechtlichen Festsetzungen oder Vorschriften, so ist ein Zuschlag in Höhe der
Gebühren nach den Tarifstellen 2033 und 2034 der Baugebührenordnung zu erheben.

3001 Durchführung eines Genehmigungsverfahrens nach § 31 Abs. 3 des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes bei Kosten (K) für die Errichtung oder die wesentliche Än-
derung der Anlage oder des Anlagenteils

a) bis zu 50 000 €
= 275 + 0,005 × K

b) bis zu 500 000 €
= 525 + 0,005 × (K – 50 000)

c) bis zu 5 000 000 €
= 2 775 + 0,004 × (K – 500 000)

d) bis zu 50 000 000 €
= 20 775 + 0,003 × (K – 5 000 000)

e) über 50 000 000 €
= 155 775 + 0,002 × (K – 50 000 000)

Anmerkungen:
1. Ist der Genehmigung eine Zulassung nach § 33 Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-

setz vorausgegangen, so sind 50 vom Hundert der hierfür erhobenen Gebühr (Tarif-
stelle 3002) von der Gebühr für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens (Ta-
rifstelle 3001) abzuziehen.

2. Enthält die Amtshandlung eine Befreiung von baurechtlichen Vorschriften oder von
planungsrechtlichen Festsetzungen oder Vorschriften, so ist ein Zuschlag in Höhe der
Gebühren nach den Tarifstellen 2033 und 2034 der Baugebührenordnung zu erheben.

3001a Verlängerung einer befristeten Genehmigung nach § 31 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetzes 20 v. H. der Gebühr nach

Tarifstelle 3001

3002 Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 33 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgeset-
zes in einem Planfeststellungs- oder Genehmigungsverfahren 50 v. H. der Gebühr nach

Tarifstelle 3000 bzw. 3001

3003 Durchführung eines Erörterungstermins gemäß § 73 Abs. 6 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes bei Planfeststellungsverfahren nach Tarifstelle 3000 zusätzlich 25 v. H. der Ge-

bühr nach Tarifstelle 3000

3004 Gestattung der Bestellung nicht betriebsangehöriger Betriebsbeauftragter für Abfall ge-
mäß § 4 der Verordnung über Betriebsbeauftragte für Abfall 40 – 375

3005 Befreiung von der Verpflichtung zu Bestellung eines Betriebsbeauftragten für Abfall
nach § 6 der Verordnung über Betriebsbeauftragte für Abfall 40 – 375

3006 Ausnahmezulassung nach § 27 Abs. 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 250 – 2 500

3007 Ausnahmezulassung aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 27 Abs. 3 des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetzes 35 – 180

Anmerkung zu den Tarifstellen 3006 und 3007:

Die Gebühren für Leistungen nach der Tarifstelle 3008 werden zusätzlich erhoben.

3008 Ortsbesichtigungen im Rahmen eines Ausnahmezulassungsverfahrens nach den Tarif-
stellen 3006 und 3007 60 – 600

Anmerkung:
Auf die Vorbemerkung Nummer 1 wird verwiesen.

3010 Analyse von Abfällen (je entnommene Probe)

Einzelanalyse 8 – 75

Gesamtanalyse 75 – 750

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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3011 Vollzug der Verpackungsverordnung

1. Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Feststellung der Einrichtung eines
flächendeckenden Sammelsystems nach § 6 der Verpackungsverordnung 5 000 – 25 000

2. Anordnungen zu § 4 der Verpackungsverordnung 50 – 1 000

3. Anordnungen zu § 5 der Verpackungsverordnung 50 – 1 000

4. Anordnungen zu § 6 Abs. 1, 2 oder 4 der Verpackungsverordnung oder Feststellung
nach § 6 Abs. 3 Satz 11 der Verpackungsverordnung 50 – 1 000

5. Anordnungen zu § 7 der Verpackungsverordnung 50 – 1 000

6. Anordnungen zu § 8 der Verpackungsverordnung 50 – 1 000

7. Anordnungen zu § 13 Abs. 1 der Verpackungsverordnung 50 – 1 000

8. Anordnungen zu § 14 der Verpackungsverordnung 50 – 1 000

9. Prüfung des Mengenstromnachweises gemäß dem Anhang I zu § 6 der Verpackungs-
verordnung 1 000 – 10 000

3012 Prüfung und Bewertung der Unterlagen zum Nachweis, dass ein Batteriehersteller ein
eigenes Rücknahmesystem für die von ihm in Verkehr gebrachten Batterien nach § 4
Abs. 3 der Batterieverordnung eingerichtet hat 5 000 – 25 000

3012a Prüfung einer Dokumentation nach § 10 Abs. 1 der Batterieverordnung 1 000 – 10 000

3013 Gebühren zu den §§ 3 und 6 der Transportgenehmigungsverordnung

1. Anerkennung eines Fachkundelehrganges gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 der Transport-
genehmigungsverordnung gegenüber einem Lehrgangsträger 600

2. Anerkennung eines Fortbildungslehrganges gemäß § 6 Satz 2 der Transportgeneh-
migungsverordnung gegenüber einem Lehrgangsträger 600

3013a Entscheidung über die Erteilung einer Transportgenehmigung gemäß § 8 der Transport-
genehmigungsverordnung

1. Freistellung von der Transportgenehmigung nach § 49 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 des Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetzes 50 – 250

2. Erstmalige Entscheidung über die Erteilung einer Transportgenehmigung 250 – 5 000

3. Entscheidung nach einer wesentlichen Änderung der für die Genehmigung erheb-
lichen Umstände 50 – 5 000

4. Entscheidung über eine auf Antrag inhaltlich beschränkte oder befristete Transport-
genehmigung (insbesondere für bestimmte grenzüberschreitende Verbringungen) 50 – 5 000

5. Änderung bereits bestehender Freistellungen – ohne Änderung der Abfallarten 25 v. H. der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr 

3013b Notifizierung nach § 4 des Abfallverbringungsgesetzes und Anordnung nach § 6 Abs. 2
des Abfallverbringungsgesetzes in Verbindung mit der Verordnung (EWG) Nr. 259/93
des Rates zur Überwachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in die
oder aus der Europäischen Gemeinschaft

1. Einzelnotifizierung 100 – 2 500

2. Sammelnotifizierung 100 – 2 500

3. Verweigerung der Genehmigung oder Erhebung von Einwänden 200 – 1 000

4. Entnahme von Proben der beförderten Abfälle 100 – 500

5. Untersuchung der Proben,

a) wenn die Behörde die Untersuchung selbst vornimmt 500 – 2 500

b) wenn die zuständige Behörde die Untersuchung durch Dritte vornehmen lässt 100 – 250

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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6. Anordnung der Wiedereinfuhr von Abfällen (§ 6 Abs. 2 des Abfallverbringungsge-
setzes i.V.m. Artikel 25 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates zur
Überwachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in der, in die oder aus der
Europäischen Gemeinschaft) 500 – 2 500

7. Anordnung der Rückführung von Abfällen bei illegaler Verbringung (§ 6 Abs. 2 des
Abfallverbringungsgesetzes i. V. m. Artikel 26 Abs. 2 der Verordnung (EWG)
Nr. 259/93 des Rates zur Überwachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen
in der, in die oder aus der Europäischen Gemeinschaft) 800 – 3 000

3014 Gebühren zu § 28 Abs. 1 und 2 der Nachweisverordnung

a) Vergabe einer Erzeuger- oder Beförderernummer 25

b) Vergabe einer Entsorgernummer 50

c) Vergabe einer Freistellungsnummer 50

3015 Bestätigung eines Entsorgungsnachweises oder Sammelentsorgungsnachweises oder Än-
derung eines Nachweises, soweit sie nicht im Zusammenhang mit einer Zuweisung der
zentralen Einrichtung erfolgt (§ 5 Abs. 1 und § 9 Abs. 3 der Nachweisverordnung)

a) Entsorgungsnachweis über eine Gesamtabfallmenge in Tonnen bei Bestätigung

bis einschließlich 5 128

bis einschließlich 10 154

bis einschließlich 25 205

bis einschließlich 50 256

bis einschließlich 100 307

bis einschließlich 250 384

bis einschließlich 500 435

bis einschließlich 1 000 486

bis einschließlich 2 000 563

bis einschließlich 5 000 665

über 5 000 767

b) Sammelentsorgungsnachweis über eine Gesamtabfallmenge in Tonnen bei Bestäti-
gung

bis einschließlich 5 256

bis einschließlich 25 640

bis einschließlich 50 895

bis einschließlich 100 1 279

bis einschließlich 500 2 557

bis einschließlich 1 000 3 068

bis einschließlich 2 000 3 579

bis einschließlich 5 000 4 346

über 5 000 5 113

c) bei Nichtbestätigung 50 v. H. der nach Buchstabe
a) oder b) festzusetzenden
Gebühr

3016 Änderung eines Nachweises im Sinne der Tarifstelle 3015

a) soweit diese sich auf die Abfallmenge bezieht die nach Tarifstelle 3015 in
Bezug auf die Mengendiffe-
renz zu berechnende Gebühr

mindestens 52

b) soweit es sich um sonstige formelle Änderungen handelt 52 – 103

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 64. Jahrgang Nr. 30 6. Dezember 2008 429
3017 Bearbeitung eines unvollständig oder unrichtig ausgefüllten Begleitscheins gemäß § 11
Abs. 1 der Nachweisverordnung 13

3018 Aufforderung zur Übersendung einer Unterlage, die entgegen § 6 Abs. 1 Satz 2, § 6
Abs. 2 Satz 2 (auch in Verbindung mit § 9 Abs. 3), § 7 Abs. 4, § 9 Abs. 4 oder § 11 Abs. 3
Satz 1 Halbsatz 1 (auch in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Satz 3) der Nachweisverordnung
nicht oder nicht rechtzeitig vorgelegt wurde 25

3019 Genehmigungen für Vermittlungsgeschäfte nach § 50 des Kreislaufwirtschafts- und
Abfallgesetzes

a) Genehmigung oder deren Verlängerung für gefährliche Abfälle 1 000 – 5 000

b) Genehmigung oder deren Verlängerung für alle übrigen Abfälle 500 – 5 000

c) sonstige Änderung einer Genehmigung 150

Anmerkung:
Bei gemeinsamer Genehmigung zu den Buchstaben a) und b) werden die Gebühren zum
Buchstaben a) erhoben.

3020 Bearbeitung von Anzeigen gemäß § 13 Abs. 3 Nr. 3 des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-
gesetzes 50 – 2 000

3021 Gebühren im Anwendungsbereich der Entsorgungsfachbetriebeverordnung

1. Zustimmung zum Überwachungsvertrag gemäß § 52 Abs. 1 Satz 2 des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes

a) im konkreten Einzelfall (1. Halbsatz) 150 – 5 000

b) allgemeine Zustimmung (2. Halbsatz) 2 500 – 40 000

c) Änderungs- und Nachtragsbescheide 150

2. Anerkennung eines Fachkundelehrganges gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 3 der Entsorgungs-
fachbetriebeverordnung gegenüber dem Lehrgangsträger 600

3. Anerkennung eines Fortbildungslehrgangs gemäß § 11 Satz 2 der Entsorgungsfach-
betriebeverordnung gegenüber dem Lehrgangsträger 600

4. Verpflichtung zum Entzug von Überwachungszertifikat und Überwachungszeichen
nach § 14 Abs. 4 Nr. 2 der Entsorgungsfachbetriebeverordnung 525

5. Widerruf der Zustimmung nach § 15 Abs. 4 der Entsorgungsfachbetriebeverordnung 525

6. Gestattung nach § 16 Satz 2 der Entsorgungsfachbetriebeverordnung 105

3021a Anerkennung eines Lehrgangs gemäß § 4 der Deponieverordnung gegenüber dem Lehr-
gangsträger 600

3022 Gebühren im Anwendungsbereich der Entsorgergemeinschaftenrichtlinie

1 a) Anerkennung gemäß § 52 Abs. 3 Satz 1 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 2 500 – 40 000

1 b) Änderung des Anerkennungsbescheides 500 – 2 000

1 c) Stellungnahme zur Aufnahme oder Zertifizierung eines neuen Mitgliedsbetriebes
oder zur Änderung des Zertifizierungsumfangs eines Mitgliedsbetriebes 150 – 250

2. Widerruf nach § 11 Abs. 3 der Entsorgergemeinschaftenrichtlinie 2 500

3. Gestattung nach § 12 Satz 2 der Entsorgergemeinschaftenrichtlinie 105

3023 a) Freistellung von Abfallentsorgern nach § 7 Abs. 3 der Nachweisverordnung 300 – 800

b) Änderung eines Freistellungsbescheides 50 – 150

c) Entscheidungen nach § 8 der Nachweisverordnung 250 – 800

Anmerkung:
Die Gebühren zu den Buchstaben a) und b) werden nebeneinander erhoben.

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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3024 a) Entscheidung über die Festlegung von Beseitigungs- oder Verwertungsvorgängen im
Rahmen der Abfallentsorgung nach der Nachweisverordnung

je Nachweiserklärung 25 – 500

b) Entscheidungen nach § 14 der Nachweisverordnung 50 – 5 000

3025 Übertragung der Pflichten der Entsorgungsträger auf einen Dritten gemäß § 16 des Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetzes 150 – 5 000

3026 Übertragung der Erzeuger- und Besitzerpflichten auf die Verbände gemäß § 17 Abs. 3 des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 150 – 5 000

3027 Übertragung der Pflichten der Erzeuger und Besitzer von Abfällen auf die Selbstverwal-
tungskörperschaften der Wirtschaft gemäß § 18 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallge-
setzes 150 – 5 000

3028 a) Bestätigungen zu § 43 Abs. 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 50 – 500

b) Anträge und Anzeigen zu Freistellungen im Rahmen der freiwilligen Rücknahme von
Abfällen gemäß § 25 Abs. 2 bis 6 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 150 – 500

c) Befreiungen gemäß § 26 Abs. 1 der Nachweisverordnung 150 – 500

d) Anordnungen gemäß § 44 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 150 – 500

e) Anordnungen gemäß § 26 Abs. 2 der Nachweisverordnung 150 – 500

3029 Anordnungen gemäß § 21 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 50 – 2 000

3030 Gebühren im Anwendungsbereich der Altfahrzeugverordnung

1. Ortsbesichtigung ohne Messtätigkeit 50 – 600

Anmerkung:
Auf die Vorbemerkungen Nummer 1 und 2 wird verwiesen.

2. Prüfung von Anträgen auf Zulässigkeit von Abweichungen von den Anforderungen
gemäß Nummer 5 des Anhangs zur Altfahrzeugverordnung 150 – 3 000

3. Prüfung von Anträgen auf Überlassung einer Restkarosse an eine sonstige Anlage zur
weiteren Behandlung gemäß § 4 Abs. 4 der Altfahrzeugverordnung 150 – 3 000

3031 Gebühren nach der Bioabfallverordnung

1 a) Ausnahmen nach § 3 Abs. 3 Satz 2 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

1 b) Anordnungen nach § 3 Abs. 7 Satz 3 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

1 c) Anzeigen/Berichte nach § 3 Abs. 8 Satz 2 bis 4 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

2 a) Genehmigungen nach § 4 Abs. 3 Satz 4 und 5 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

2 b) Zulassung nach § 4 Abs. 5 Satz 2 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

2 c) Anordnungen nach § 4 Abs. 5 Satz 3 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

2 d) Anzeige nach § 4 Abs. 7 Satz 2 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

2 e) Anzeige nach § 4 Abs. 8 Satz 2 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

2 f) Anzeige nach § 4 Abs. 9 Satz 3 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

3 a) Genehmigung nach § 6 Abs. 1 Satz 4 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

3 b) Zustimmung nach § 6 Abs. 2 Satz 1 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

3 c) Ausnahme nach § 6 Abs. 3 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

4 a) Anzeige nach § 9 Abs. 1 und 2 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

4 b) Ausnahmen nach § 9 Abs. 3 Satz 2 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

5 a) Zulassung nach § 10 Abs. 2 Satz 1 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

5 b) Befreiung nach § 10 Abs. 2 Satz 2 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

6 a) Anzeige auf Verlangen nach § 11 Abs. 1 Satz 3 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

6 b) Befreiung nach § 11 Abs. 3 Satz 1 der Bioabfallverordnung 50 – 1 000

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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3032 Gebühren nach der Abfallablagerungsverordnung

1 a) Anzeige über die Abfallbeschaffenheit und Mengenströme nach § 3 Abs. 4 der Ab-
fallablagerungsverordnung 50 – 1 000

1 b) Anordnung nach § 3 Abs. 4 der Abfallablagerungsverordnung 50 – 1 000

2 a) Anzeige über die Abfallbeschaffenheit und Mengenströme nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 der
Abfallablagerungsverordnung 50 – 1 000

2 b) Anordnung nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 der Abfallablagerungsverordnung 50 – 1 000

2 c) Anzeige über die Abfallbeschaffenheit und Mengenströme nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 der
Abfallablagerungsverordnung 50 – 1 000

2 d) Anordnung nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 der Abfallablagerungsverordnung 50 – 1 000

2 e) Anzeige über die Abfallbeschaffenheit und Mengenströme nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 der
Abfallablagerungsverordnung 50 – 1 000

2 f) Anordnung nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 der Abfallablagerungsverordnung 50 – 1 000

3 a) Anzeige über die Abfallbeschaffenheit und Mengenströme nach § 5 Abs. 6 der Ab-
fallablagerungsverordnung 50 – 1 000

3 b) Anordnung nach § 5 Abs. 6 der Abfallablagerungsverordnung 50 – 1 000

3033 Gebühren nach der Gewerbeabfallverordnung

1. Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Feststellung der Erfüllung der Anforde-
rungen nach § 3 Abs. 2 Satz 1 der Gewerbeabfallverordnung 50 – 1 000

2. Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Feststellung der fehlenden technischen
Möglichkeit oder wirtschaftlichen Zumutbarkeit gemäß § 3 Abs. 3 der Gewerbeab-
fallverordnung 50 – 500

3. Ausnahmen nach § 3 Abs. 4 Satz 1 der Gewerbeabfallverordnung 50 – 5 000

4. Ausnahmen nach § 3 Abs. 4 Satz 3 der Gewerbeabfallverordnung 50 – 5 000

5. Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Feststellung der fehlenden technischen
Möglichkeit oder wirtschaftlichen Zumutbarkeit gemäß § 8 Abs. 6 der Gewerbeabfall-
verordnung 50 – 500

3034 Ortsbesichtigungen im Rahmen der allgemeinen Überwachung gemäß § 40 des Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetzes 50 – 600

3035 Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Beseitigung von Fahrzeugen gemäß § 15
Abs. 1 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes, die als Abfall im Sinne des § 3 des
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes anzusehen sind 20

3036 Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Beseitigung von Kraftfahrzeugen oder An-
hängern ohne gültige amtliche Kennzeichen gemäß § 15 Abs. 4 des Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetzes 30 – 55

Amtshandlungen nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz Berlin und dazu
erlassener Verordnungen

3040 Benutzung der öffentlichen Bauabfallentsorgung gemäß § 5 Abs. 1 des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes Berlin

a) Anlieferung an der Annahmestelle im Westhafen pro Tonne 10

b) Direktanlieferung an den Deponien Deetz, Schöneiche, Vorketzin oder der MVA
Ruhleben pro Tonne 6

3041 Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 5
Abs. 2 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes Berlin 50 – 500

3042 Entscheidung nach § 13 Abs. 6 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes Berlin 50 – 500

3043 Anordnungen nach § 9 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes Berlin 50 – 500

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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Amtshandlungen nach dem Straßenreinigungsgesetz

3050 Befreiung von der Verpflichtung zum Winterdienst gemäß § 4 Abs. 5 des Straßenreini-
gungsgesetzes 50 – 2 500

3051 Erlaubnis zur Verteilung von Werbematerial gemäß § 8 Abs. 2 des Straßenreinigungs-
gesetzes

a) je Straße oder Stadtbezirk pro Tag 3

b) für das gesamte Stadtgebiet pro Tag 5

Amtshandlungen nach dem Berliner Straßengesetz

3060 Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Beseitigung und Verwertung von Fahrzeu-
gen ohne gültige amtliche Kennzeichen gemäß § 14 des Berliner Straßengesetzes 20 – 55

Anmerkung:
Die für die Beseitigung, Verwahrung und gegebenenfalls Verwertung sowie eventuelle
Fahrzeugöffnung anfallenden Kosten werden zusätzlich erhoben. 

IV. Strahlenschutz
Strahlenschutzuntersuchungen
Personendosisüberwachung

4000 Bereitstellung und Auswertung eines Dosismessfilms
daneben: Anschaffungskosten einer Gleitschattenkassette mit Befestigungszubehör 4

4001 a) Bereitstellung und Auswertung eines Thermolumineszenz-Photonen-Dosimeters 5

b) Bereitstellung und Auswertung eines Beta-200-Dosimeters 6

c) Bereitstellung und Auswertung eines Beta-50-Dosimeters 7

d) Bereitstellung und Auswertung eines Thermolumineszenz-Sonderdosimeters 5 – 7

Anmerkung zu Tarifstelle 4001:
Zusätzlich zu einer Gebühr werden die Anschaffungskosten eines Edelstahlrings und/
oder eines Thermolumineszenz-Detektors geltend gemacht.

4002 Auswertung eines Albedodosimeters
Daneben wird die Leihgebühr oder werden die Anschaffungskosten für die Überlassung
erhoben: 

Leihgebühr für ein Albedodosimeter 8

je Leihvorgang 10

4003 Auswertung eines Phosphatglasdosimeters
(Dosimeter bleibt Eigentum der Messstelle, die Leihgebühr ist in der Gebühr enthalten) 5

4004 Bereitstellung eines elektronischen Dosimeters
(Dosimeter bleibt Eigentum der Messstelle) 100 – 150

Anmerkungen zu den Tarifstellen 4000 bis 4004:
– Die Gebühr für die Leistungen nach den Tarifstellen 4000 bis 4004 wird auch dann

erhoben, wenn das Dosimeter von den Institutionen nicht benutzt worden ist, die zur
Überwachung ihrer strahlenexponierten Mitarbeiter amtliche Dosimeter erhalten haben.

– Bei nicht ordnungsgemäßer Verwendung der Personendosimeter wird zusätzlich eine
Gebühr von 131 € erhoben.

– Für verspätet oder ungeordnet eingegangene Sendungen für Strahlenschutzunter-
suchungen wird zusätzlich eine Gebühr von 3,50 bis 34,50 € erhoben.

– Die Kosten der Wiederbeschaffung von unbrauchbar gewordenem verliehenen Mate-
rial werden neben der Gebühr ebenfalls geltend gemacht.

– Die Gebühren enthalten nicht die Kosten für Porto und Verpackung.

4005 Sonderauswertungen 22 – 88

4006 Auskünfte aus der Personendosisdatenbank nach Zeitaufwand

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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4007 Mehrfertigungen von Ergebnismitteilungen der Personendosimetrie je Seite 0,51

4010 Probenahmen nach Zeitaufwand 

4020 Messung der Dosisleistung einer Strahlenquelle oder Anlage zur Erzeugung ionisierender
Strahlung oder der Ortsdosisleistung mit einem aktiven Dosimeter nach Zeitaufwand 

4030 Bereitstellung und Auswertung eines Radonmesssystems 20 – 50

4032 Bestimmung einer Dosis, Dosisleistung oder Ortsdosisleistung mit der Sonde eines pas-
siven Dosimeters Gebühr richtet sich nach der

Gebühr für eine Personen-
dosisfeststellung mit entspre-
chendem Dosimeter

Radiochemische Untersuchungen

4040 Sonstige Bestimmung der Radioaktivität 22 – 440

4042 Gammaspektrometrische Einzelnuklidbestimmung je Bestimmung
155

4043 Alphaspektrometrische Bestimmung je Bestimmung
654,

für mehrere Bestimmungen
an der gleichen Probe

1 007

4044 Bestimmung von Tritium mit Flüssigszintillationszählung 386

4045 Bestimmung von über ihre beta-Strahlung zu erfassenden Nukliden erstes Nuklid
670,

jedes weitere Nuklid in der
gleichen Probe

372

4046 Bestimmung des in-situ-Gammaspektrums. Die Gebühr deckt nicht die Bewertung der
Ergebnisse, z. B. nach den §§ 29, 101 der Strahlenschutzverordnung, ab. nach Zeitaufwand

Anmerkungen zu den Tarifstellen 4000 bis 4046:

1. Weitere Amtshandlungen nach der Strahlenschutzverordnung und der Röntgenver-
ordnung sind nach Maßgabe der Verwaltungsgebührenordnung gebührenpflichtig.

2. Bei der Berechnung der Gebühr nach dem Zeitaufwand wird die tatsächlich aufge-
wendete Tätigkeitszeit einschließlich der Zeit für An- und Abfahrten zu Grunde ge-
legt. Werden Amtshandlungen bei mehreren Kostenpflichtigen miteinander verbun-
den, ist die anteilige An- und Abfahrtszeit zu berechnen.

3. Die Gebühr nach Zeitaufwand beträgt je angefangene halbe Stunde für eine Mitarbei-
terin oder einen Mitarbeiter

a) des höheren Dienstes je halbe Stunde 37

b) des gehobenen Dienstes je halbe Stunde 29

c) des mittleren und einfachen Dienstes je halbe Stunde 24

V. Gewässerschutz

5000 Bearbeitung von Auskunftsersuchen über Grundwasserstände 40 – 800

5010 Bearbeitung von Auskunftsersuchen über Baugrundangelegenheiten 60 – 1 200

Anmerkung:
Sofern Auskünfte Grundwasserstände und Baugrundangelegenheiten gleichzeitig betref-
fen, werden Gebühren nach den Tarifstellen 5000 und 5010 gegebenenfalls anteilig ne-
beneinander erhoben.

5011 Karten- und Informationsmaterial aus dem geologischen Atlas von Berlin 20 – 200

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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Amtshandlungen auf Grund des Wasserhaushaltsgesetzes, des Berliner Wasser-
gesetzes und ergänzender Rechtsvorschriften

5015 Bewilligung oder Erlaubnis für Gewässerbenutzungen im förmlichen Verfahren

1. für die Entnahme und das Einleiten von Wasser (nach dem Wert der Benutzung für
1 m3 Wasser), je angefangene 100 m3 18

oder

2. Einleiten von Stoffen in das Grundwasser, die nicht unter 1. fallen, sowie das Umlei-
ten von Grundwasser

a) Menge der eingeleiteten Stoffe

– je angefangene 100 m3 – 153

und

b) abgesperrter Aquifer unterhalb des Höchsten Grundwasserstandes (HGW)

– je angefangene 1000 m3 – 410

Anmerkungen:

– Bei Grundwasserabsenkungen für Baumaßnahmen und bei Oberflächengewässer-
benutzungen zur Verwendung als Kühlwasser reduzieren sich die Gebühren nach
Nummer 1 auf 15 v. H.

– Die Einzelgebühr nach Nummer 1 und 2 beträgt höchstens 100 000 €.
– Werden mehrere Maßnahmen gemeinsam beantragt, so werden die Gebühren ge-

trennt nach Nummer 1 und 2 berechnet und gemeinsam festgesetzt.

5016 Erteilung einer Erlaubnis ohne förmliches Verfahren 50 v. H. der Gebühr nach
Tarifstelle 5015

mindestens 50

5017 a) Ausgleich von Rechten und Befugnissen 250 – 5 000

b) Erteilung von Zwangsrechten 1 v. H. der Vorhabenkosten

mindestens 500

höchstens 20 000

c) Planfeststellungen zum Ausbau oberirdischer Gewässer, Deich- und Dammbauten
bei Vorhabenkosten (K)

bis zu 50 000 € 0,04 × K

über 50 000 € 2 000 + 0,007 × (K – 50 000)

d) Plangenehmigungen nicht UVP-pflichtiger Ausbaumaßnahmen nach c) 50 v. H. der Gebühr nach c)

5018 nachträgliche Entscheidung zu Tarifstellen 5015 – 5017 (Nebenbestimmungen, Entschä-
digungsfestsetzung) 10 v. H. der Gebühr nach

Tarifstelle 5015 – 5017

mindestens 50

5020 Notifizierung eines Prüflabors für Wasser- und Abwasseruntersuchungen 150 – 300

5021 Erteilung einer Erlaubnis für die direkte Einleitung von Niederschlagswasser nach den
§§ 2, 3 und 7 des Wasserhaushaltsgesetzes in Verbindung mit den §§ 14, 16 und 62 ff. des
Berliner Wassergesetzes und einer Genehmigung für die mittelbare Einleitung von Nie-
derschlagswasser nach § 29 des Berliner Wassergesetzes im nichtförmlichen Verfahren

a) direkte Einleitung 0,04 je m2 abflusswirksame
Fläche (ohne Dachflächen)

b) mittelbare Einleitung 50 v. H. der Gebühr nach a)

mindestens 50

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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5022 Anfrage, Stellungnahme oder Ortsbesichtigung außerhalb oder vor wasserrechtlichen An-
tragsverfahren (auch im baurechtlichen und gewerberechtlichen Genehmigungsverfahren) 50 – 970

Anmerkung:

Bei Anfragen, die unter die Beratungs- und Auskunftspflicht gemäß § 25 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes fallen, ist – soweit keine detaillierte Prüfung erforderlich – von
der Gebührenerhebung abzusehen.

5023 Zulassung des vorzeitigen Baubeginns nach § 9a des Wasserhaushaltsgesetzes 25 v. H. der Gebühr nach
Tarifstelle 5015, 5016 oder
5021

mindestens 50

5025 Genehmigung für die Errichtung, den Betrieb oder wesentliche Veränderungen von An-
lagen in und an oberirdischen Gewässern nach dem Wert der Anlage bei Kosten (K)
a) bis zu 50 000 €

= 0,04 × K
b) über 50 000 €

= 2 000 + 0,007 × (K – 50 000)

mindestens 128

höchstens 61 355

5026 Genehmigung einer Maßnahme in Überschwemmungsgebieten 10 v. H. der Gebühr nach
Tarifstelle 5015, 5016 oder
5017

mindestens 50

5027 Festsetzung der Entschädigung bei Wassergefahr 50 – 770

5028 Entscheidung in Streitfällen (Unterhaltung) 50 – 770

5029 Zustimmung zur Übernahme bei Unterhaltspflicht 50 – 140

5030 Festsetzung des Kostenanteils oder -beitrags bei Unterhaltung von Anlagen, Beseitigung
von Hindernissen, Unterhaltung von Gewässern, Deichen und Dämmen, Ausbau ober-
irdischer Gewässer, Deich- und Dammbauten 50 – 770

5031 Durchführung einer Nachschau oder einer weiteren Bauabnahme 90 – 710

5032 Festsetzung und Bezeichnung der Uferlinie

a) für die ersten 100 m Länge der festgelegten Uferlinie 85

b) für jeden weiteren Meter 3

5033 Setzen, Ermessen, Ersetzen oder Berichtigen einer Staumarke 90 – 1 150

5034 Genehmigung zum Außerbetriebsetzen oder Beseitigen einer Stauanlage 10 v. H. der Gebühr für die
Inbetriebnahme nach Tarif-
stelle 5017 c)

mindestens 50

5035 Befreiung von der Duldungspflicht als Anlieger 50 – 140

5036 Feststellung des Inhalts und Umfangs alter Rechte und Befugnisse, Wiederherstellung
zerstörter oder abhanden gekommener wasserrechtlicher Urkunden

20 v. H. der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr

mindestens 50

5037 Eintragung in das Wasserbuch 50 – 160

5038 Prüfung von Berechnungen statischer und hydraulischer Art durch die Wasserbehörde 2 v. H. der Baukosten der
geprüften Anlage

mindestens 50

höchstens 2 813

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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5039 Umschreibung einer Bewilligung, Erlaubnis, Zulassung oder Genehmigung auf einen
Rechtsnachfolger oder sonstigen Dritten

25 v. H. der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr

mindestens 50

5040 Verlängerung der Geltungsdauer einer Bewilligung, Erlaubnis, Genehmigung oder Zulas-
sung

a) erstmalige Verlängerung bis zu einem Jahr 20 v. H. der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr

b) sonstige Fälle 50 v. H. der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr

mindestens 50

5041 a) Geringfügige Änderung einer Bewilligung, Erlaubnis, Genehmigung oder Zulassung 10 v. H. der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr

mindestens 50

b) Wesentliche Änderung einer Bewilligung, Erlaubnis, Genehmigung oder Zulassung 50 v. H. der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr

mindestens 50

5042 Genehmigungen und Ausnahmen nach der Eisflächenverordnung 50 – 165

5043 Erlaubnis von Untergrundverrieselung je Wohneinheit 282

5044 Erlaubnis nach den §§ 2 und 3 des Wasserhaushaltsgesetzes von

a) Drainagen zur Ableitung des Grundwassers, einschließlich dazugehöriger Sicker-
schächte

bis 50 m Länge 113

je weitere angefangene 10 m Länge 20

je Sickerschacht 113

b) Niederschlagsentwässerung über Versickerungsanlagen mit Oberbodenpassage, wie
Mulden, Mulden-Rigolen oder Sickerbecken

bis 100 m2 abflusswirksame Fläche 60

je weitere angefangene 100 m2 Fläche 10

c) Niederschlagsentwässerung über Versickerungsanlagen ohne Oberbodenpassage,
wie Rohrrigolen, Sickerschächte oder Sickerbecken

bis 100 m² abflusswirksame Fläche 120

je weitere angefangene 100 m² Fläche 20

d) Feuerlöschbrunnen 113

e) Erdwärmenutzungsanlagen bis 30 kW 205

je weitere angefangene 50 kW 205

höchstens 102 500

5045 Eignungsfeststellung und Bauartzulassung serienmäßig hergestellter Abwasserbehand-
lungsanlagen 0,01 × Kosten der Anlage,

mindestens
128

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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5046 Genehmigung für die Errichtung, den Betrieb oder wesentliche Veränderung von

a) Rohrleitungsanlagen zum Befördern wassergefährdender Stoffe, sofern nicht eine
Planfeststellung oder -genehmigung gemäß § 20 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung erforderlich ist 0,005 × der Kosten der Anla-

ge, mindestens
128

b) Brunnen und andere Anlagen zur Einleitung und Entnahme von Grundwasser bei
Bauvorhaben je Anlage 52

c) Brunnen zur Einleitung und Entnahme von Grundwasser 0,025 × der Kosten der Anla-
ge, mindestens

128

d) Abwasseranlagen 0,005 × der Kosten der Anla-
ge, mindestens

128

5047 Anzeigepflichtige Vorhaben gemäß § 37 des Berliner Wassergesetzes

a) Anzeigen zur Errichtung von Brunnen, deren Bohrung nicht tiefer als 15 m ist
(beinhaltet auch erlaubnisfreie Grundwasserförderung nach § 33 des Wasserhaus-
haltsgesetzes und § 36 des Berliner Wassergesetzes) jeweils 40

b) Anzeigen für erlaubnisfreie Grundwasserabsenkungen jeweils 40

5060 Erteilung von Genehmigungen und Befreiungen für Maßnahmen in Wasserschutz-
gebieten aufgrund der Regelungen der Wasserschutzgebietsverordnungen sowie des § 22
Abs. 5 und 7 des Berliner Wassergesetzes

a) wasserbehördliche Entscheidungen 0,2 v. H. der Herstellungs-
kosten

mindestens 128

höchstens 61 355

b) wasserbehördliche Verfahren für Maßnahmen ohne Baukosten 50

5061 Bearbeitung einer Anzeige nach § 23 Abs. 1 und 2 des Berliner Wassergesetzes 50 – 2 500

5070 Genehmigung nach § 3 der Indirekteinleiterverordnung 200 – 4 000

5071 a) Anerkennung sachverständiger Stellen nach § 5 Abs. 1 der Indirekteinleiterverordnung 500 – 5 000

b) Rücknahme, Widerruf oder Verlängerung der Anerkennung 10 v. H. der Erstgebühr

mindestens 50

5072 Anordnung zur Einhaltung des Stands der Technik bei Abwassereinleitungen nach § 2
Abs. 2 der Indirekteinleiterverordnung oder zur Einhaltung der Regeln der Technik bei
Abwasseranlagen nach § 18b des Wasserhaushaltsgesetzes in Verbindung mit § 17 Abs. 1
des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes 50 – 1 000

5080 Maßnahmen der Gewässeraufsicht nach § 71 Abs. 3 des Berliner Wassergesetzes in Ver-
bindung mit § 23 a Abs. 3 des Berliner Wassergesetzes bei Kosten der Ersatzvornahme
(K) von
a) bis zu 50 000 €

= 0,004 × K
b) bis zu 500 000 €

= 200 + 0,002 × (K – 50 000)
c) über 500 000 €

= 1 100 + 0,0006 × (K – 500 000)

5081 a) Anordnung weitergehender Anforderungen nach § 7 der Verordnung über Anlagen
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 50 – 500

b) Ausnahmeerteilung in Schutzgebieten nach § 10 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 50 – 500

c) Zustimmung zu kleineren Auffangräumen nach § 10 Abs. 3 Satz 4 der Verordnung
über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 50 – 500

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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d) Eignungsfeststellung oder Feststellungsbescheid über das Erfordernis einer
Eignungsfeststellung nach § 19h Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 14 der
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über
Fachbetriebe 75 – 2 500

e) Bauartzulassung nach § 19h Abs. 2 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes, § 14 der
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über
Fachbetriebe 500 – 10 000

f) Nachtrag oder Neufassung von Bauartzulassungen oder Eignungsfeststellungen 25 – 2 500

g) Rücknahme oder Widerruf einer Bauartzulassung oder Eignungsfeststellung 25 – 2 500

h) Zulassung vorzeitigen Einbaus nach § 15 Satz 2 der Verordnung über Anlagen zum
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 50 – 500

i) Anerkennung von Sachverständigen oder Organisationen nach § 19i Abs. 2 Satz 3
des Wasserhaushaltsgesetzes, § 18 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 500 – 5 000

j) Ergänzung oder Verlängerung der Anerkennung 10 % der für die zugrunde
liegende Amtshandlung fest-
zusetzenden Gebühr

k) Rücknahme oder Widerruf der Anerkennung 500 – 2 500

l) Maßnahmen zur Überwachung von Sachverständigenorganisationen nach Zeitaufwand

m) Anordnung einer Prüfung nach § 19i Abs. 2 Satz 3 Nr. 1, 2, 3 oder 5 des Wasserhaus-
haltsgesetzes in Verbindung mit § 19 Abs. 1 der Verordnung über Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 25 – 250

n) Anordnung einer Prüfung nach § 19i Abs. 2 Satz 3 Nr. 4 des Wasserhaushaltsgesetzes
in Verbindung mit § 19 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe oder Anordnung einer Mängel-
beseitigung nach § 19 Abs. 5 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe in Verbindung mit § 17 Abs. 1 des
Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes 5 – 250

o) Anordnung nach § 19i Abs. 3 Satz 1 und 2 des Wasserhaushaltsgesetzes 25 – 250

p) Befreiung von der Prüfpflicht nach § 19 Abs. 2 Satz 2 der Verordnung über Anlagen
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 25 – 250

q) Anordnung nach § 24 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit
wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 50 – 1 000

5085 Prüfung eines Berichts nach § 3 Abs. 1 des Gesetzes zur Ausführung des Protokolls über
Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister vom 21. Mai 2003 sowie zur Durch-
führung der Verordnung (EG) Nr. 166/2006 in Verbindung mit Artikel 9 Abs. 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 166/2006 40 – 400

5086 Gewährung einer Fristverlängerung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Ausführung
des Protokolls über Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregister vom 21. Mai 2003
sowie zur Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 166/2006 40 – 185

5097 Ausfertigung von Fischereischeinen und Anerkennung von Landesverbänden nach dem
Landesfischereischeingesetz 

a) Ausfertigung eines Fischereischeins A für fünf aufeinander folgende Jahre oder B für
fünf aufeinander folgende Jahre 27

b) Ausfertigung eines Fischereischeines A für ein Jahr 18

c) Ausfertigung eines Jugendfischereischeines 10

d) einmalige Verlängerung eines Fischereischeines 50 v. H. der Gebühr nach
Buchstabe a) bzw. b) bzw. c)

e) Anerkennung eines fischereilichen Landesverbandes 260

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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5098 a) Registrierung von Fischereierlaubnisverträgen (Angelkarten)

1. im Wert ab 5 €

1.1 ein bis fünf gleich lautende Angelkarten je Stück 4

1.2 sechs bis zehn gleich lautende Angelkarten je Stück 3

1.3 elf bis 50 gleich lautende Angelkarten je Stück 1

1.4 ab 51 gleich lautende Angelkarten je Stück 1

2. im Wert unter 5 €

2.1 ein bis fünf gleich lautende Angelkarten je Stück 3

2.2 sechs bis zehn gleich lautende Angelkarten je Stück 2

2.3 elf bis 50 gleich lautende Angelkarten je Stück 1

2.4 ab 51 gleich lautende Angelkarten je Stück 1

b) Zweitausfertigung von Angelkarten 5

c) Eintragung von Fischereirechten in das Fischereibuch gemäß § 4 Abs. 2 des Berliner
Landesfischereigesetzes 300 – 900

d) beglaubigte Auszüge aus dem Fischereibuch

1. für die erste Ausfertigung

1.1 je Auszug bis zu fünf Seiten 9

1.2 je weitere Seite des Auszugs 2

2. je weitere Ausfertigung 50 v. H. der Gebühr nach
Nummer 1

e) Genehmigung der Übertragung eines selbständigen Fischereirechts, Änderung des
Fischereibuches infolge Übertragungen von Fischereirechten, Prüfung von Pachtver-
trägen gemäß § 7 Abs. 2 des Berliner Landesfischereigesetzes 50 – 325

f) Ausstellung einer Ersatzurkunde anstelle abhanden gekommener oder zerstörter
fischereirechtlicher Urkunden oder fischereirechtlicher Entscheidungen 155

g) Ausnahmezulassung gemäß § 24 Abs. 2 oder 3 des Berliner Landesfischereigesetzes,
soweit nicht fischereiwissenschaftlichen Zwecken dienend 25 – 125

h) Beurkundung einer Einigung über Entschädigungszahlungen gemäß § 34 Abs. 1 des
Berliner Landesfischereigesetzes 40 – 200

i) Erstellen eines Bescheides über Entschädigungszahlungen gemäß § 34 Abs. 2 des
Berliner Landesfischereigesetzes 400 – 600

5099 Anglerprüfung nach § 4 des Landesfischereischeingesetzes

a) Antrag auf Zulassung zur Prüfung 6

b) Prüfung 26

c) Erteilung des Anglerprüfungszeugnisses 11

d) Ersatzausfertigung 11

5100 Planfeststellung nach § 20 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung für die
Errichtung, den Betrieb und die wesentliche Änderung der dort genannten Anlagen

nach dem Wert der Anlage (K)
a) bis zu 50 000 €

= 0,04 × K

mindestens 500

b) über 50 000 €
= 2 000 + 0,007 × (K – 50 000)

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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5101 Plangenehmigung nach § 20 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung für
die Errichtung, den Betrieb und die wesentliche Änderung der dort genannten Anlagen

75 v. H. der Gebühr nach
Tarifstelle 5100

5102 Zulassung des vorzeitigen Beginns 25 v. H. der Gebühr nach
Tarifstelle 5100 oder 5101

5103 Gewährung einer Fristverlängerung

a) für die Gültigkeitsdauer der Planfeststellung oder Plangenehmigung 10 v. H. der Gebühr nach
Tarifstelle 5100 oder 5101

mindestens 100

b) für die Erfüllung einzelner Nebenbestimmungen der Planfeststellung oder Plan-
genehmigung 100 – 500

VI. Naturschutz, Landschaftspflege, Grünordnung,
VI. Forst- und Jagdwesen

Genehmigungen nach dem Grünanlagengesetz

6000 Genehmigungen für gewerbliche Zwecke

a) wenn besondere Ermittlungen anzustellen sind 46 – 462

b) in den übrigen Fällen 24 – 192

6001 Genehmigungen für nichtgewerbliche Zwecke

a) wenn besondere Ermittlungen anzustellen sind 46 – 192

b) in den übrigen Fällen 20 – 100

Amtshandlungen nach dem Naturschutzrecht

6010 Entscheidungen nach § 15 des Berliner Naturschutzgesetzes 114 – 2 280

6011 Zulassung von Ausnahmen von Vorschriften zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
bestimmter Teile von Natur und Landschaft (§§ 18 bis 22 sowie §§ 26a, 26b und 29 des
Berliner Naturschutzgesetzes und aufgrund des Reichsnaturschutzgesetzes erlassene
Rechtsverordnungen)

a) zur Errichtung oder Änderung von baulichen Anlagen sowie von anderen Anlagen
und Einrichtungen, ausgenommen Aufschüttungen, Abgrabungen, Ausschachtungen
und Herstellung künstlicher Hohlräume unterhalb der Erdoberfläche sowie zur
Durchführung von baulichen Vorhaben, die nach bauaufsichtsrechtlichen Vorschrif-
ten einer Genehmigung oder Anzeige nicht bedürfen 72 – 1 440

b) zur Anlage von Kies-, Sand- oder Lehmgruben und von sonstigen erheblichen Verän-
derungen der Erdoberfläche durch Aufschüttungen, Abgrabungen, Ausschachtungen,
zum Verfüllen von Gruben und Geländeeinschnitten sowie zur Herstellung künstli-
cher Hohlräume unterhalb der Erdoberfläche 72 – 1 440

c) zur Errichtung oder Änderung von Werbeanlagen und Warenautomaten 46 – 460

d) zur Errichtung oder wesentlichen Änderung von Anlagen in und an oberirdischen Ge-
wässern, von Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen

1. bei vollständigen Anlagen 30 – 600

2. bei einzelnen Gegenständen, wie Pfählen, Bojen

je 18

e) zur Durchführung von Ausbauarbeiten an Gewässern 72 – 1 440

f) zur Trockenlegung von Teichen, Tümpeln und Gräben 72 – 1 440

g) zum Zelten und Lagern an anderen als dafür vorgesehenen Plätzen 46 – 230

h) zur Durchführung von sportlichen Veranstaltungen aller Art 20 – 230

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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i) zur Durchführung wissenschaftlicher Untersuchungen sowie von Lehr- und Fortbil-
dungsveranstaltungen 10 – 100

j) 1. zur völligen oder teilweisen Beseitigung von geschützten Teilen oder völligen Be-
seitigung von Einzelobjekten der Natur 38 – 760

2. zur teilweisen Beseitigung von Einzelobjekten der Natur 38 – 380

3. Aufgrabungen im Wurzelbereich geschützter Bäume 38 – 285

4. Veränderungen oder Verlängerungen nach Nummern 1 – 3 50 v. H. der Gebühren nach
Nummer 1 – 3

k) in anderen Fällen 72 – 1 440

l) Veränderungen oder Verlängerungen nach Buchstabe k) 50 v. H. der Gebühren nach k)

6012 Genehmigung der Errichtung, der Erweiterung oder des Betriebs von Tiergehegen nach
§ 32 oder nachträglicher Erlass von Nebenbestimmungen nach § 55 Abs. 2 des Berliner
Naturschutzgesetzes

a) in Fällen, in denen besondere Ermittlungen anzustellen oder andere Behörden zu be-
teiligen sind 72 – 500

b) in anderen Fällen 20 – 144

6013 Zustimmung zur Einschränkung des Rechts zum Betreten der Flur nach § 36 des Berliner
Naturschutzgesetzes 50 – 300

6014 a) Gewähren von Befreiungen nach § 62 des Bundesnaturschutzgesetzes oder § 50 des
Berliner Naturschutzgesetzes 72 – 1 440

b) Veränderungen und Verlängerungen von Befreiungen nach Buchstabe a) 50 v. H. der Gebühr nach
Buchstabe a)

Gebührenfrei:

Alle Vorhaben, die dem jeweiligen Schutzzweck der nach den §§ 19 bis 22 des Berliner
Naturschutzgesetzes erlassenen Verordnungen dienen.

6015 Genehmigung nach § 33 des Berliner Naturschutzgesetzes 17 – 330

6016 Genehmigung der Errichtung, der wesentlichen Änderung oder des Betriebes von Zoos
nach § 32a des Berliner Naturschutzgesetzes 72 – 1 000

Amtshandlungen nach dem Artenschutzrecht

6020 Erteilung von Bescheinigungen nach Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 in Ver-
bindung mit

1. Artikel 5 Abs. 2 Buchstabe b, Abs. 3 und 4 der Verordnung (EG) 338/97 in Verbin-
dung mit Artikel 20 Abs. 2 der Verordnung (EG) 1808/2001 für die Ausfuhr/Wieder-
ausfuhr

a) Erteilung einer Bescheinigung, für die die erforderlichen Nachweise eingereicht
werden 13

b) bei zusätzlichen Prüfungen und Nachfragen 16

c) jede weitere Bescheinigung bei einem Geschäftsvorgang 3

2. Artikel 8 Abs. 3 der Verordnung (EG) 338/97 in Verbindung mit Artikel 20 Abs. 3
und Artikel 33 der Verordnung (EG) Nr. 1808/2001 für die Vermarktung

a) Erteilung einer Bescheinigung, für die die erforderlichen Nachweise eingereicht
werden 16

b) bei zusätzlichen Prüfungen und Nachfragen 21

c)  jede weitere Bescheinigung bei einem Geschäftsvorgang 3

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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3. Artikel 9 Abs. 2 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 338/97 in Verbindung mit Ar-
tikel 20 Abs. 4 und Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 1808/2001 für den Transport

a) Erteilung einer Bescheinigung, für die die erforderlichen Nachweise eingereicht
werden 13

b) bei zusätzlichen Prüfungen und Nachfragen 16

c) jede weitere Bescheinigung bei einem Geschäftsvorgang 3

Anmerkungen:
Soweit Bescheinigungen für Teile und Erzeugnisse von Exemplaren mit einem Waren-
wert bis zu 100 € beantragt werden, beträgt die Gebühr 8 €.

Die nachträgliche Eintragung eines Kennzeichens ist gebührenfrei.

6023 Anerkennung und Registrierung von Wissenschaftlern oder wissenschaftlichen Einrich-
tungen zur Erleichterung des Verkehrs mit durch das Washingtoner Artenschutzüberein-
kommen geschützten Exemplaren 10 – 100

6024 Ausgabe von Etiketten an die registrierten Wissenschaftler oder wissenschaftlichen Ein-
richtungen 14

6026 Erteilen von Ausnahmegenehmigungen von der Buchführungspflicht gemäß § 6 Abs. 1
der Bundesartenschutzverordnung  17 – 330

6027 Erteilen von Ausnahmegenehmigungen von den Vorschriften über die Haltung, die Kenn-
zeichnung oder die Meldung von Wirbeltieren besonders geschützter Arten gemäß §§ 7,
12 und 13 der Bundesartenschutzverordnung 13 – 260

6029 Erteilen von Ausnahmegenehmigungen von den Verbotsvorschriften gemäß § 4 der Bun-
desartenschutzverordnung 17 – 330

6030 a) Gewähren von Befreiungen im Bereich des Artenschutzes nach § 62 des Bundes-
naturschutzgesetzes oder § 50 des Berliner Naturschutzgesetzes 72 – 1 440

b) Veränderungen und Verlängerungen von Befreiungen nach Buchstabe a) 50 v. H. der Gebühr nach
Buchstabe a)

Anmerkung:
Gebührenfrei:
Amtshandlungen nach den Tarifstellen 6020 bis 6030 für artenschutzdienliche Vorhaben
sowie Amtshandlungen nach Tarifstelle 6030, sofern die Befreiung für das Beseitigen
freiwillig geschaffener künstlicher Lebensstätten gewährt wird.

Jagdrechtliche Amtshandlungen

6040 Jäger- und Falknerprüfung gemäß der Jäger- und Falknerprüfungsordnung

a) Falknerprüfung 90

b) Jägerprüfung 154

c) eingeschränkte Jägerprüfung 120

Anmerkung:
Wird die Zulassung zur Jägerprüfung versagt oder tritt der Prüfling vor Beginn der Prü-
fung zurück, so wird die Hälfte der Prüfungsgebühr erstattet.

6041 Ausstellung eines Ersatzdokuments 15

6060 Ausstellung von Jagdscheinen

a) Ausstellung eines Jahresscheins 48

1. Ausstellung für zwei Jahre 87

2. Ausstellung für drei Jahre 123

Anmerkung:
Für Studenten im Fachbereich Forstwirtschaft ermäßigt sich die Gebühr um 50 v. H.

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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b) Ausstellung eines Jahres-Falkner-Scheins 13

1. Ausstellung für zwei Jahre 22

2. Ausstellung für drei Jahre 31

c) Ausstellung eines Jahres-Jugend-Scheins 24

d) Ausstellung eines Tagesscheins 13

6061 Bescheinigung über die Erteilung eines Jagdscheins zum Zweck des Nachweises der
Pachtberechtigung 13

6062 Eintragung einer Pachtfläche 14

Amtshandlungen nach dem Landeswaldgesetz

6070 a) Genehmigung nach dem Landeswaldgesetz zum Roden bzw. zur Umwandlung von
Wald in eine andere Nutzungsart 115 – 2 330

b) Veränderungen oder Verlängerungen nach Buchstabe a) 50 v. H. der Gebühr nach
Buchstabe a)

6071 Genehmigung zur Erstaufforstung nach § 7 des Landeswaldgesetzes 115 – 2 230

6072 Genehmigung zur Beseitigung von Einzelbäumen nach § 9 des Landeswaldgesetzes

a) zur völligen oder teilweisen Beseitigung von Teilen oder völligen Beseitigung von
Einzelobjekten der Natur 38 – 760

b) zur teilweisen Beseitigung von Einzelobjekten der Natur 38 – 380

c) Aufgrabungen im Wurzelbereich von Einzelbäumen 38 – 285

d) Veränderungen und Verlängerungen nach Buchstaben a) bis c) 50 v. H. der Gebühren nach
Buchstaben a) – c)

6073 Genehmigung zur Durchführung von Kahlhieben nach § 12 Abs. 2 des Landeswald-
gesetzes 75 – 1 500

6074 Zustimmung zur Ausweisung von Reitwegen nach § 16 Abs. 1 des Landeswaldgesetzes 200

6075 Erlaubnis zum Reiten nach § 16 Abs. 2 des Landeswaldgesetzes 20

6076 Genehmigung des Anzündens oder Unterhaltens von Feuer, des Abbrennens von Boden-
decken oder Pflanzen bzw. Pflanzenresten und der Errichtung und des Betriebes einer
Feuerstätte nach § 19 des Landeswaldgesetzes 200

VII. Boden- und Grundwasserschutz

Zulassung von Sachverständigen nach der Verordnung über Sachverständige und
Untersuchungsstellen im Sinne von § 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes durch die
Industrie- und Handelskammer zu Berlin

7000 Zulassung als Sachverständiger nach § 2 in Verbindung mit § 7 der Verordnung über
Sachverständige und Untersuchungsstellen im Sinne von § 18 des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes 400 – 1 300

Anmerkung:
Die Auslagen und Kosten für die Überprüfung der Sachkunde gemäß § 5 der Verordnung
über Sachverständige und Untersuchungsstellen im Sinne von § 18 des Bundes-Boden-
schutzgesetzes sind vom Antragsteller auf Zulassung als Sachverständiger zu tragen.

7001 Verlängerung der Zulassung als Sachverständiger gemäß § 7 Abs. 7 Satz 2 der Ver-
ordnung über Sachverständige und Untersuchungsstellen im Sinne von § 18 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes 150

7002 Übernahme einer Zulassung aus einem anderen Bundesland 250

Zulassung von Untersuchungsstellen nach der Verordnung über Sachverständige und
Untersuchungsstellen im Sinne von § 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes durch die
DAP Deutsches Akkreditierungssystem Prüfwesen Gesellschaft mit beschränkter
Haftung mit Sitz in Berlin

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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7010 Verwaltungskostenpauschale bei Antragsbearbeitung (bei Erstbekanntgabe und Wieder-
holungsbekanntgabe) 116

7011 Zulassung nach § 2 in Verbindung mit § 20 der Verordnung über Sachverständige und
Untersuchungsstellen im Sinne von § 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Erstbekannt-
gabe und Wiederholungsbekanntgabe)
Prüfung bei vorhandener Akkreditierung von bis zu 3 Untersuchungsbereichen für einen
Standort (Einzelzulassung oder erster Standort bei Multistandortzulassung) 365

7012 Zulassung nach § 2 in Verbindung mit § 20 der Verordnung über Sachverständige und
Untersuchungsstellen im Sinne von § 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Erstbekannt-
gabe und Wiederholungsbekanntgabe)
jeder weitere Standort bis 3 Untersuchungsbereiche bei vorhandener Multistandortzulas-
sung 265

7013 Zulassung nach § 2 in Verbindung mit § 20 der Verordnung über Sachverständige und
Untersuchungsstellen im Sinne von § 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes (Erstbekannt-
gabe und Wiederholungsbekanntgabe)
jeder weitere Untersuchungsbereich je Standort 40

7014 Begutachtung der antragstellenden Stelle vor Ort, je Standort, je Tag (Vor-Ort-Auditie-
rung; Zusatzposition nur bei erheblichen Defiziten) 730

Anmerkung:
Die Position entfällt, wenn die Defizitbeseitigung durch Korrekturmaßnahmen des An-
tragstellers durch Begutachtungen der Akkreditierungsstelle nachgewiesen wird.
Zusätzlich werden Reisekosten für Vor-Ort-Audits außerhalb des Landes Berlin jeweils
nach Aufwand erhoben.

Anmerkung zu den Tarifstellen 7011 bis 7014:
Die Untersuchungsbereiche 1a, 2a und 3a sowie 1b, 2b und 3b nach § 19 Abs. 2 Satz 3
Nr. 1 bis 3 der Verordnung über Sachverständige und Untersuchungsstellen im Sinne von
§ 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes werden als jeweils ein Untersuchungsbereich be-
rechnet.

7015 Zweitbekanntgabe für in einem anderen Bundesland nach § 18 des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes anerkannte sachverständige Stellen 250

7016 Zulassungsbescheid nach § 20 der Verordnung über Sachverständige und Untersuchungs-
stellen im Sinne von § 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes und Weiterleitung zur Be-
kanntgabe nach § 3 der Verordnung über Sachverständige und Untersuchungsstellen nach
§ 18 des Bundes-Bodenschutzgesetzes 100

7017 Überprüfung der Anforderungen für die Aufrechterhaltung der Zulassung während der
Zulassungsdauer (Wiederholaudit nach § 22 Abs. 3 Satz 1 und 2 der Verordnung über
Sachverständige und Untersuchungsstellen im Sinne von § 18 des Bundes-Bodenschutz-
gesetzes) 365

Tarifstelle Gegenstand Gebühr
EUR
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans XXII-43a

im Bezirk Lichtenberg, Ortsteil Alt-Hohenschönhausen

Vom 11. November 2008
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3316),
in Verbindung mit § 6 Abs. 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692),
wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan XXII-43a vom 14. Januar 2008 für die Grund-

stücke Orankestraße 75-95 und Roedernstraße 4-17 im Bezirk Lich-
tenberg, Ortsteil Alt-Hohenschönhausen, wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Lichten-

berg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Bauen, Umwelt und
Verkehr, Amt für Planen und Vermessen, Fachbereich Vermessung,
beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim
Bezirksamt Lichtenberg von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung,
Bauen, Umwelt und Verkehr, Amt für Planen und Vermessen,
Fachbereich Stadtplanung, und im Bau- und Wohnungsaufsichtsamt,
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist-
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen

lassen will, muss

1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-
ten, die in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 2a Nr. 3 und 4
des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Män-
gel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Lichtenberg von
Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Ver-
letzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1
genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel
gemäß § 215 Abs. 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Abs. 2 des
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 11. November 2008

Bezirksamt Lichtenberg von Berlin

E m m r i c h G e i s e l

Bezirks- Bezirksstadtrat für
bürgermeisterin Stadtentwicklung, Bauen,

Umwelt und Verkehr
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Verordnung
über die Errichtung der Zweigstelle

Hohenschönhausen des Amtsgerichts Lichtenberg

Vom 26. November 2008
Auf Grund des § 2 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Ge-
richtsverfassungsgesetzes vom 23. März 1992 (GVBl. S. 73), zuletzt
geändert durch § 8 des Gesetzes vom 30. März 2006 (GVBl. S. 300),
wird verordnet:

§ 1
Errichtung der Zweigstelle

(1) Das bisherige Amtsgericht Hohenschönhausen wird als Zweig-
stelle des Amtsgerichts Lichtenberg errichtet. Die Zweigstelle führt
die Bezeichnung Amtsgericht Lichtenberg, Zweigstelle Hohen-
schönhausen.

(2) Die Zweigstelle ist in ihrem Gerichtsbezirk vorbehaltlich der
Geschäftsverteilung für sämtliche amtsgerichtlichen Geschäfte zu-
ständig. Ausgenommen sind die Angelegenheiten, deren Erledigung

durch Gesetz oder Rechtsverordnung bestimmten Gerichten über-
tragen ist. Die örtliche Zuständigkeit der Zweigstelle umfasst den
ehemaligen Bezirk Hohenschönhausen und den Bezirk Marzahn-
Hellersdorf.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.

Berlin, den 26. November 2008

Senatsverwaltung für Justiz

Gisela v o n  d e r  A u e
Verordnung
zur Änderung der Verordnung zum Schutz der Landschaft

des ehemaligen Flugfeldes Johannisthal und über das
Naturschutzgebiet ehemaliges Flugfeld Johannisthal

im Bezirk Treptow-Köpenick von Berlin

Vom 28. November 2008
Auf Grund der §§ 18, 19 Absatz 1 und 2 sowie § 20 Absatz 1 und 2
des Berliner Naturschutzgesetzes in der Fassung vom 3. November
2008 (GVBl. S. 378) wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung zum Schutz der Landschaft des ehemaligen Flug-
feldes Johannisthal und über das Naturschutzgebiet ehemaliges
Flugfeld Johannisthal im Bezirk Treptow-Köpenick von Berlin vom
4. September 2002 (GVBl. S. 14) wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe „39,1 Hektar“ durch die
Angabe „41,15 Hektar“ ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die in Absatz 1 genannten Gebiete sind in einer Karte
und einer Ergänzungskarte im Maßstab 1 : 5000 eingetragen.
Die in der Ergänzungskarte mit roter Farbe gekennzeichneten
Flächen (A, E) gehören nicht, die mit grüner Farbe gekenn-
zeichneten Flächen (B, C, D, F, G) gehören zum Landschafts-
schutzgebiet. Die Außenkante der grün eingezeichneten
Grenzlinie bildet die Grenze des Landschaftsschutzgebietes.
Die Außenkante der rot eingezeichneten  Grenzlinie bildet
die Grenze des Naturschutzgebietes. Die in Satz 1 genannten
Karten sind Bestandteil der Rechtsverordnung.“

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Karte ist“ durch die Wörter
„Karten sind“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Karte“ durch das Wort „Karten“
ersetzt.

2. In § 5 Absatz 4 Nummer 3 werden die Wörter „außerhalb der
Stege und der zentralen Aussichtsplattform“ gestrichen, und vor
dem Wort „betreten“ werden die Wörter „unbeschadet der Rege-
lung in § 6 Abs. 2“ eingefügt.

3. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1. In diesem erhält Nummer 8 fol-

gende Fassung: 
„8. Veranstaltungen durchzuführen, soweit sie nicht nach

§ 5 Abs. 2 Nr. 4 verboten sind. Davon unberührt bleiben Ver-
anstaltungen, die nicht mehr als drei Kammern der Aktivbän-
der in Anspruch nehmen, auf speziell für sportliche Zwecke
hergerichteten Flächen stattfinden oder der Umweltbildung
dienen.“

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt:
„(2) In dem Naturschutzgebiet ist es genehmigungsbedürf-

tig, die Fläche zu Gunsten von Forschung und Lehre zu be-
treten. Die Zuständigkeit liegt bei der obersten Behörde für
Naturschutz und Landschaftspflege.“

4. § 7 Absatz 2 Nummer 1 wird aufgehoben.

Artikel II

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 28. November 2008

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung

Ingeborg J u n g e - R e y e r
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Wichtige Information

Vorname/Name Behörde/Firma/Kanzlei 

Straße/Nr. PLZ/Ort

Tel.       Fax

E-Mail-Adresse

Datum Unterschrift

LexisNexis Deutschland GmbH
Feldstiege 100, 48161 Münster
Tel.: 0 25 33-93 00 907, Fax: 0 25 33-93 00 908
E-Mail: service@lexisnexis.de, Internet: www.lexisnexis.de

✗

für alle Abonnenten des Gesetz- und Verordnungsblatts für Berlin

Wir möchten Sie darüber informieren, dass das Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin ab dem 
1. Januar 2009 nicht mehr von der Kulturbuch-Verlag GmbH, sondern von der LexisNexis Deutschland
GmbH verlegt wird. Ab dem 1. Januar 2009 werden Sie daher das Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin
direkt von der LexisNexis Deutschland GmbH zugestellt bekommen. Dies gilt ebenfalls für den Online-
Leseservice, für den Sie die erforderlichen Zugangsdaten mit der ersten Rechnung erhalten werden.

Senatsverwaltung für Justiz

Im Auftrag 
Blümel

Ich wünsche ab dem 1.1.2009 folgende Bezugskonditionen (bitte ankreuzen):

❑ quartalsweise Abrechnung in Höhe von 17,40 €* 
❑ halbjährliche Abrechnung in Höhe von 34,80 €*
❑ jährliche Abrechnung in Höhe von 69,60 €*

*Alle Preise inkl. MwSt. und Versandkosten.

Bitte einfach kopieren, ausfüllen und faxen an: 0 25 33-93 00 908

Um weiterhin einen reibungslosen Bezug zu gewährleisten, möchten wir Sie daher bitten, uns Ihre
Kontaktdaten und insbesondere Ihre in Zukunft gewünschten Bezugskonditionen mitzuteilen. 

Meine Kontaktdaten:
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Berichtigung
der Ersten Verordnung

zur Änderung der Finanzämter-Zuständigkeitsverordnung
vom 13. Oktober 2008

Die Erste Verordnung zur Änderung der Finanzämter-Zuständig-
keitsverordnung vom 13. Oktober 2008 (GVBl. S. 280) ist wie folgt
zu berichtigen:
In der Anlage zu § 2 Satz 1 wird in der laufenden Nummer 11 in
Spalte 3 nach der Bezeichnung „Pankow/Weißensee,“ die Bezeich-
nung „Prenzlauer Berg,“ eingefügt.

Berlin, den 18. November 2008

Senatsverwaltung für Finanzen

Dr. Thilo S a r r a z i n
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